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Das vorliegende Papier hat zum Ziel, den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Literatur 
zum volkswirtschaftlichen Nutzen der Bio-Landwirtschaft durch gesellschaftliche Leistungen 
in Österreich zusammenzustellen. Dabei wurde versucht, soweit wie möglich auf österreichi-
sche Studien zurückzugreifen. Falls keine österreichischen Studien vorlagen, wurden inter-
nationale Studien herangezogen. Aufgrund dieser Fakten wurden sieben Schlussfolgerungen 
gezogen, die die derzeitige gesellschaftliche Diskussion um die Reform der österreichischen 
Agrarumweltpolitik versachlichen und ihr neue Impulse geben sollen. Die Kernthese des vor-
liegenden Papiers ist, dass die biologische Landwirtschaft mit vergleichsweise geringen ge-
sellschaftlichen Kosten einen höheren gesellschaftlichen Nutzen erzielt als die konventionel-
le Wirtschaftsweise. Die Studie gibt Anregungen zu einer volkswirtschaftlich sinnvollen För-
derung der im Hinblick auf die österreichischen Agrarumweltziele multifunktionellen biologi-
schen Landwirtschaft.  
Wir kommen in unserer Analyse zu dem Schluss, dass gesellschaftlichen Leistungen und 
Kosten der Landwirtschaft nur unzureichend in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
wiedergegeben sind. Selbst bei einer konservativen Schätzung und unter Nichtberücksichti-
gung vieler Arten von externen Kosten der österreichischen Landwirtschaft belaufen sich 
diese auf 1,3 Milliarden Euro pro Jahr. Gemäß der wissenschaftlichen Literatur kann eindeu-
tig von geringeren negativen Umweltwirkungen der biologischen Landwirtschaft ausgegan-
gen werden. Wir schätzen die potentielle Reduktion auf mindestens ein Drittel der Gesamt-
kosten. Aufgrund der Wirkungen der biologischen Landwirtschaft auf verschiedene österrei-
chische Agrarumweltziele ist davon auszugehen, dass die derzeitige Förderung der biologi-
schen Landwirtschaft im Agrar-Umweltprogramm ÖPUL zu Kostensenkungen führt – dies im 
Vergleich zu einem Maßnahmenmix ohne Förderung der biologischen Landwirtschaft.  
Um zukünftig die Internalisierung von externen Effekten weiter voranzutreiben und das auf-
gezeigte Potential der biologischen Landwirtschaft zur volkswirtschaftlichen Kosteneinspa-
rung voll nutzen zu können, schlagen wir insgesamt sechs Maßnahmen, innerhalb und au-
ßerhalb des ÖPUL-Programmes vor: i) Vollständige Abgeltung von Kosten und eine Entkop-
pelung der Marktkomponente und Agrarumweltkomponente der biologischen Landwirtschaft, 
ii) Sicherstellen, dass die betriebswirtschaftlichen Anreize von Kombinationen von Einzel-
maßnahmen, die in der Bio-Landwirtschaft bereits enthalten sind, die Förderung der Bio-
Landwirtschaft nicht übersteigen, iii) Einführung von weiteren bzw. Weiterführung von existie-
renden mit der biologischen Landwirtschaft kombinierbaren ÖPUL-Maßnahmen, iv) Imple-
mentierung projektbezogener Instrumente zur Förderung der ländlichen Entwicklung durch 
die landwirtschaftliche Produktion, v) Einführung einer Stickstoff-, Energie- und Pestizidsteu-
er und vi) Langfristiges politisches Bekenntnis zur Unterstützung der biologischen Landwirt-
schaft.  
Wir sehen Potential zur Weiterentwicklung der biologischen Landwirtschaft zu einem nach-
haltigen, auf Kreislaufwirtschaft basierenden landwirtschaftlichen Produktionssystem für Ös-
terreich. Um dieses Potential auszuschöpfen, sollten vom Staat Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, um ein transdisziplinäres Wissenssystem zu etablieren, welches die Inno-
vationskraft sowohl aus der Bauernschaft, der Beratung und der Forschung anerkennt.  
 











Am 26. Juni 2013 wurde auf EU-Ebene eine Übereinkunft für die Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik nach 2014 erzielt. Die formale Beschlussfassung des EU-Rechtsrahmens ist vor 
kurzem erfolgt. Zurzeit befassen sich die Mitgliedsstaaten intensiv mit der Umsetzung der 
Beschlüsse auf nationaler und regionaler Ebene. Auch in Österreich werden verschiedene 
Vorschläge diskutiert. Eine wichtige Frage betrifft die Umgestaltung des „Österreichischen 
Programms zur Förderung einer umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebens-
raum schützenden Landwirtschaft“ (ÖPUL) und die Rolle der Förderung der biologischen 
Landwirtschaft innerhalb des ÖPULs. Letzteres hat in Österreich besondere Relevanz, da 
die biologische Landwirtschaft mit mittlerweile fast 20% Anteil an der gesamten landwirt-
schaftlichen Nutzfläche einen wichtigen Fördergegenstand darstellt. 
Die Europäische Kommission (2006) gibt als strategische Leitlinien für die Förderung der 
ländlichen Entwicklung vor, dass „mehr Gewicht auf die Förderung gesunder, qualitativ 
hochwertiger Erzeugnisse, umweltfreundlicher Produktionsmethoden – einschließlich der 
ökologischen Erzeugung –  nachwachsender Rohstoffe und des Schutzes der biologischen 
Vielfalt gelegt wird“. Zudem stellt die biologische Landwirtschaft gemäß Europäischer Kom-
mission (2006) „einen ganzheitlichen Ansatz nachhaltiger Landwirtschaft“ dar, dessen „Bei-
trag zu den Zielen des Umwelt- und Tierschutzes weiter gestärkt werden sollte. 
Die Hauptbegründung der öffentlichen Förderung der biologischen Landwirtschaft liegt also 
in der Erbringung von gesellschaftlichen Leistungen wie Ökosystemdienstleistungen und der 
Vermeidung von negativen externen Umwelteffekten der konventionellen Landwirtschaft. 
Eine wissenschaftliche Quantifizierung der externen Umweltkosten der Landwirtschaft und 
des Vermeidungspotentials sowie des Wertes der Ökosystemdienstleistungen der biologi-
schen Landwirtschaft in Österreich wurde bisher nicht durchgeführt. Deshalb kann der Nut-
zen der biologischen Landwirtschaft für die Gesellschaft bei der Gestaltung politischer Maß-
nahmen meist nur qualitativ berücksichtigt werden.  
Das vorliegende Papier wurde von BIO AUSTRIA in Auftrag gegeben. Es hat zum Ziel, die 
Fakten zum volkswirtschaftlichen Nutzen der Bio-Landwirtschaft in Österreich anhand des 
aktuellen Standes der wissenschaftlichen Literatur zusammenzustellen. Dabei wurde ver-
sucht, soweit wie möglich auf österreichische Studien zurückzugreifen. Falls keine österrei-
chischen Studien vorlagen, wurden internationale Studien herangezogen. In einem Anhang 
werden darüber hinaus Fallbeispiele aus dem Bereich Trinkwasserversorgung aufgezeigt. 
Aufgrund dieser Fakten werden Schlussfolgerungen gezogen, die die derzeitige gesellschaft-
liche Diskussion um die Reform der österreichischen Agrarumweltpolitik versachlichen und 
ihr neue Impulse geben sollen.  
2.  
2. Studienteil 
2.1 Gesellschaftliche Leistungen der Landwirtschaft 
Der primäre gesellschaftliche Nutzen der Landwirtschaft besteht in der Wertschöpfung durch 
die Produktion von Nahrungsmitteln, anderen natürlichen Rohstoffen wie Holz, Pflanzenfa-
sern oder Agroenergie. Im Jahr 2012 betrug der österreichische Gesamtproduktionswert der 
landwirtschaftlichen Produktion 8.9 Mrd. Euro, was etwa 1.6% der österreichischen Brutto-
wertschöpfung entspricht (BMLFUW, 2013). 
Neben diesem reinen Produktionswert erbringt die 
Landwirtschaft aber noch weitere gesellschaftliche 
Leistungen. In diesem Zusammenhang spricht man 
von „multifunktionaler Landwirtschaft“ (OECD, 2001). 
Zu diesen Leistungen zählen die Bereitstellung öf-
fentlicher Güter wie einem attraktiven Landschafts-
bild durch Offenhaltung von Acker- und Grünland und 
verschiedene Ökosystemdienstleistungen wie z.B. Reinigung von Grundwasser bzw. Rück-
haltefähigkeit für Wasser durch Böden oder die Förderung der Biodiversität sowie die Bereit-
stellung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum (TEEB, 2010). Abhängig vom Betriebstyp, 
der Bewirtschaftungsform und der geographischen Lage sind diese multifunktionalen Leis-
tungen der Landwirtschaft verschieden hoch. Diese Leistungen sind jedoch schwer monetär 
zu beziffern, da für sie meist kein Markt existiert (Dax und Hovorka, 2012). Für Österreich 
gibt es keine umfassende Studie, die diese Leistungen der Landwirtschaft monetär bewertet. 
Dadurch werden die gesellschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft in der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung nur unzureichend wiedergegeben. Zudem verfügen agrarpolitische 
Entscheidungsträger über keine solide Entscheidungsgrundlage zur Optimierung der Leis-







Die österreichische Landwirtschaft ist multifunktional, d.h. neben der Produktion von Nah-
rungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen erbringt die Landwirtschaft sogenannte nicht 
marktfähige Leistungen, die bei volkswirtschaftlicher Betrachtung der Landwirtschaft derzeit 
nicht berücksichtigt sind. Diese Leistungen umfassen öffentliche Güter und Ökosystem-














2.2 Folgeschäden der Landwirtschaft 
Wie jeder Produktionsprozess haben auch landwirtschaftliche Produktionsverfahren Um-
weltwirkungen. Diese Umweltwirkungen beziehen sich einerseits auf die Nutzung natürlicher 
Ressourcen (Energieträger, Boden, Wasser, Luft, nicht erneuerbare Rohstoffe wie Phosphor, 
fossile Energieträger) und andererseits auf Emissionen aus landwirtschaftlichen Betrieben 
(v.a. Stickstoffverbindungen und Treibhausgasemissionen).  
Einige dieser natürlichen Ressourcen sind endlich, d.h. nicht beliebig vermehrbar. Zum Bei-
spiel sind fossile Energieträger oder Phosphor nur begrenzt verfügbar und müssen langfristig 
substituiert bzw. recycelt werden, um die landwirtschaftliche Produktion dauerhaft aufrecht 
zu erhalten. Über den Zeithorizont ist man sich in der Fachwelt uneins. So reichen gemäß 
Cordell und White (2011) die Schätzungen des 
Endes unserer Phosphorreserven von 30 bis 300 
Jahre. Doch die Wissenschaft zeigt klar die natürli-
chen Grenzen auf, die für unsere landwirtschaftli-
chen Produktionssysteme und die Gesellschaft 







Beispiel Humusabbau und Bodenerosion 
Durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung haben Böden zum Teil deutliche Humusver-
luste erlitten, was langfristig zu Produktivitätsverlusten führt (Lal, 2004). Dersch und Böhm 
(1997) berechnen auf Basis vorliegender historischer Daten, dass der Humusgehalt der 
Ackerflächen in Niederösterreich und Oberösterreich zwischen den Jahren 1965 und 1991 
im Durchschnitt um -16% (Niederösterreich) und -6% (Oberösterreich) abgenommen hat. In 
diesen beiden Bundesländern befinden sich 70% der Ackerflächen Österreichs. Damit redu-
zierte sich im wichtigsten österreichischen Getreideproduktionsgebiet der organische C-
Gehalt um 290 kg C pro ha und Jahr. Dieser Humusabbau trägt einerseits durch die erhöh-
ten CO2-Emissionen zum Klimawandel bei. Darüber hinaus aber gefährdet dieser Humusab-
bau mittel- und langfristig die Bodenfruchtbarkeit und damit die landwirtschaftliche Produkti-
onsgrundlage. Neben dem Humusabbau gefährdet auch die Bodenerosion die Nahrungsmit-
telproduktion in Österreich. Laut Strauss (2006) sind etwa 25% (etwa 839.000 ha) der land-
wirtschaftlich genutzten Flächen Österreichs erosionsgefährdet. Diese Flächen sind von 
Wassererosion in unterschiedlichen Ausmaßen betroffen. Ungefähr 125.000 ha landwirt-
schaftlich genutzter Flächen weisen einen Bodenabtrag von mehr als 11 t/ha auf, weitere 
120.000 ha weisen einen Bodenabtrag zwischen 6 t/ha und 11 t/ha auf. Um diese Flächen zu 
schützen, ist eine Reduktion des Bodenabtrags notwendig, da ein Bodenabtrag mit mehr als 
6 t/ha/Jahr als kritisch zu betrachten ist (Strauss 2006). 
 
Beispiel Klimaerwärmung 
In Österreich emittierte die Landwirtschaft im Jahr 2011 7,6 Millionen Tonnen CO2-eq und 
damit einen Anteil von 9.5% an den Gesamtemissionen (Umweltbundesamt, 2013). Aller-
dings beinhalten diese Emissionen weder die Emissionen von Vorleistungen aus anderen 
Wirtschaftssektoren die für die Landwirtschaft notwendig sind (z.B. Mineraldüngerproduktion) 
 










noch die landwirtschaftlichen Vorleistungen aus anderen Ländern (bspw. Futtermittel aus 
Drittländern).  
Beispielsweise wird ein Großteil der in Österreich verwendeten Futtermittel importiert. So 
führen die 500-600 Kilotonnen (kt) an Sojabohnen, die seit mehr als 20 Jahren aus Brasilien 
importiert werden, zur Abholzung von Regenwald in Brasilien, was enorme CO2-Emissionen 
und v.a. auch enormes Artensterben verursacht. 
Österreichs Landwirtschaft verbraucht, wie auch die Landwirtschaft der meisten Industrie-
staaten, weiterhin große Mengen endlicher Ressourcen fossiler Energieträger, zum Beispiel 
für die N-Düngerherstellung.  
Dies zeigt die folgende Abbildung aus dem Grünen Bericht (Bericht über die Situation der 
österreichischen Land- und Forstwirtschaft; BMLFUW 2013: 20). Der Düngemittelabsatz be-
trug im Wirtschaftsjahr 2011/12 in Österreich: 97,7 kt N, 26,6 kt P2O5 und 32,5 kt K2O (in 
Reinnährstoffen) (Abbildung 1) (BMLFUW, 2013). Umgerechnet auf den Hektar Ackerland 
sind das etwa 71 kg N, 19 kg P2O5 und 24 kg K2O. 
Nach einem massiven Rückgang um 48,5% im Wirtschaftsjahr 2008/09 (von ca. 229 kt 
Reinnährstoffe auf ca. 187 kt Reinnährstoffe) stieg der Düngemittelabsatz in Österreich trotz 
des im ÖPUL 2007 formulierten Ziels, eine umweltfreundliche Landwirtschaft zu fördern, seit 
2008/09 wieder deutlich an. So lag der Düngemittelabsatz im Jahr 2012 zwar mit 156,4 kt um 
13,3% unter dem Vorjahresabsatz (180.5 kt) aber um 32% höher als 2008/09 (118 kt). Die 
Herstellung von 156.4 kt Mineraldünger verbraucht 9,815 PJ fossile Energie. Im Vergleich 
dazu hat die österreichische Landwirtschaft 2010 29,16 PJ Energie verbraucht (Statistik 
Austria 2011). 
 
Abbildung 1: Düngemittel- und Pflanzenschutzmitteleinsatz in den Jahren 2007/08 – 
2011/12 in Österreich (BMLFUW, 2013) 
Insgesamt werden allein durch die Mineraldüngerproduktion für die österreichische Landwirt-
schaft jährlich etwa 0,5-0,75 Millionen Tonnen CO2-eq emittiert (Schätzung auf Basis von 
Dorninger und Freyer, 2008; Umweltbundesamt, 2012). 
 
 





















                                           
 
Beispiel Gewässerkontamination durch Pestizide 
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in Österreich belief sich in den Jahren 2009-2011 
durchschnittlich auf 3.500 t Wirkstoffmenge im Jahr (s. Abb. 1). Davon waren rund 75% Her-
bizide, Fungizide und Insektizide (inkl. der 3-5% Mineral- und Paraffinöle), die in der konven-
tionellen Landwirtschaft eingesetzt werden1. Die durch den Einsatz dieser überwiegend 
chemisch-synthetischen Pestizide verursachten Schäden an natürlichen Ressourcen (Ge-
wässer, Böden, Biodiversität) sind nur punktuell erfasst (siehe Anhang). Beispielhaft für Um-
welt- und Gesundheitskosten in Zusammenhang mit Pestizideinträgen ins Grundwasser sei-
en angeführt: 
• Die Belastung mit Bentazon (Kontaktherbizid) in Enns (Oberösterreich) im Jahr 2008 
führte dazu, dass noch im Jahr 2012 Wasser von der Stadt Linz, kostenintensiv zum 
Ennser Wasser beigemengt werden musste. 
• Immer wieder führen Probleme bei der Herstellung und Lagerung von Pestiziden zu 
Umweltproblemen. Im Jahr 2012/2013 erfolgte eine Grundwassersanierung in Kor-
neuburg infolge eines Unfalls beim Pflanzenschutzmittelhersteller Kwizda, bei dem 
Thiametoxam und das Herbizids Clopyralid + Metaboliten austraten. 
• Atrazin, das in der Unkrautbekämpfung im Maisanbau jahrelang verwendet wurde 
und das seit 1994 verboten ist, ist noch immer in einzelnen Gebieten in Oberöster-
reich und der Steiermark in Spuren im Grundwasser festzustellen.  
• Als häufigster festgestellter und angezeigter Verstoß bei Betriebskontrollen wird das 
Verwenden nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel beschrieben (BMLFUW, 2013). 
Die Folgeschäden auf Ökosystem und Mensch sind nicht erfasst. 
Beispiel Bienensterben 
Bienen sind durch ihre Bestäubungsfunktion für viele Nutzpflanzen ein wichtiger Faktor für 
die Ertragssicherung und Welternährung (Potts et al., 2010; Tscharntke et al., 2012). Die 
Bienenschädigung durch Neonicotinoide und weitere Beizmittelwirkstoffe der konventionellen 
Landwirtschaft zeigen ein weiteres Problemfeld des Einsatzes von Pestiziden auf die Öko-
systeme auf. Bereits im Jahr 2008 verursachte die Abdrift von mit Clothianidin gebeiztem 
Maissaatgut auf blühende Nachbarkulturen im deutschen Rheintal Schäden an 11.000 Völ-
kern. Ähnliches geschah im Jahr 2009 in Österreich, wo es zur Zeit der Maisaussaat zu zeit-
lich und lokal begrenzten Verlusten von Flug- und Stockbienen kam, die ebenfalls auf insek-
tizide Beizmittelwirkstoffe zurückgeführt werden (Moosbeckhofer et al., 2010). Die Ergebnis-
se des Projektes MELISSA (Girsch und Moosbeckhofer, 2013) zeigen, dass in den Jahren 
2009 – 2011 in Österreich regional gehäuft Bienenschäden aufgetreten sind, die rückstands-
analytisch häufig mit der Verwendung von insektizidgebeiztem Mais- und Ölkürbissaatgut in 
Zusammenhang zu bringen waren. Die starke regionale Komponente mit einer Häufung in 
Gebieten mit kleinräumiger landwirtschaftlicher Struktur ist ein Hinweis auf besondere Um-
weltsituationen und daraus resultierender verstärkter Exposition der Bienen mit den bezeich-
neten insektiziden Pflanzenschutzmitteln in den betroffenen Gebieten. Die Lebensmittelsi-
cherheitsbehörde der EU legte am 16. Jänner 2013 ihre Schlussfolgerungen vor, in denen 
 
1 ca. 20-25% waren kupfer- und schwefelhaltige Pflanzenschutzmittel, die in der biologischen Land-
wirtschaft erlaubt sind. 
 










sie für bestimmte Kulturen ein hohes akutes Risiko für Bienen aufgrund von Pflanzen-
schutzmitteln mit den Wirkstoffen Clothianidin, Thiamethoxam und Imidacloprid nachwies. 
Angesichts dieser neuen wissenschaftlichen und fachlichen Erkenntnisse kam die Kommis-
sion zu dem Schluss, dass diese Neonicotinoide den Genehmigungskriterien von Artikel 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht länger entsprechen und daher Einschränkungen 
für deren Verwendung eingeführt werden müssen.  
Neben der Wirkstoffgruppe der Neonicotinoide sind weitere Insektizide bienentoxisch. 
Chlorphyrifos ist bekannt für seine akute Toxizität für Bienen (AGES, 2013a). Doch auch  
subletale Dosen von Chlorphyrifos wirken neurotoxisch auf Bienen (Rehman und Waliullah, 
2012) und wirken sich negativ auf die Physiologie der Honigbiene aus und senkt ihre motori-
sche Aktivität (Williamson et al., 2013). Deltamethrin beeinträchtigt in einer subletalen Kon-
zentration die Fruchtbarkeit und Aufzuchterfolge der Bienen (Dai et al., 2010). Ebenso wird 
die Anzahl der Sammelflüge von Honigbienen reduziert und Deltamethrin wirkt sich negativ 
auf die Lernfähigkeit der Bienen aus (Ramirez-Romero et al., 2005). 
Beispiel Gesundheitsschäden durch Pestizide und Antibiotikaeinsatz 
Die Risiken von Pestiziden hinsichtlich der Gesundheit des Menschen infolge von Pes-
tizidrückständen in Lebensmitteln sowie die hormonelle Wirkung von Pestiziden sind 
immer wieder in Diskussion. PAN (2010) geben einen Überblick über diese Wirkungen auf 
Basis von aktueller wissenschaftlicher Literatur. Darin zeigen sie, dass es vielfältige Hinwei-
se auf Zusammenhänge von Pestizidexposition und Krankheiten wie Krebs (z.B. Hirnkrebs, 
Leukämie, Brustkrebs), Lungenkrankheiten, Depressionen, ADHS, Alzheimer, Fehlbildungen 
von Neugeborenen oder Parkinson gibt (Arcury et al., 2007; Ascherio et al., 2006; Bjørling-
Poulsen et al., 2008; Bouchard et al., 2010; Bradman et al., 2006; Cerrillo et al., 2006; 
Eskenazi et al., 2008; Hayden et al., 2010; Lu et al., 2006; Shim et al., 2009).  
Gerade das Herbizid Glyphosat steht immer wieder im Verdacht, gesundheitsschädlich zu 
sein. In Österreich ist die Glyphosat-Aufwandmenge von 134.162 kg im Jahr 2000 auf 
431.181 kg im Jahr 2012 gestiegen. Von staatlicher Seite wird festgestellt, dass „aus der 
Perspektive der Risikobewertung in Österreich aus dem aktuellen Stand der bekannten Pub-
likationen kein unmittelbarer Handlungsbedarf besteht“ (Bergmann, 2012). Andererseits steht 
Glyphosat weiterhin im Verdacht, menschliche Zellen zu schädigen und die Embryonalent-
wicklung von Wirbeltieren zu stören (Benachour und Seralini, 2008). Es steht im Verdacht, in 
die Hormonbildung einzugreifen und krebserregend zu sein. Zudem sind derzeit mindestens 
21 Glyphosat-resistente Pflanzenarten bekannt, die sich mit zahlreichen Biotypen auf Millio-
nen von Hektar ausgebreitet haben. Zwecks Kontrolle dieser resistenten bzw. toleranten 
Beikräuter werden in der Regel höhere Glyphosatdosen, Mehrfachapplikationen und Tank-
mischungen mit anderen, oft alten Herbiziden eingesetzt (Ober und Mertens, 2011).  
Das Beispiel Glyphosat zeigt zudem ein weiteres Problem des Pestizid-Einsatzes auf: Die 
Gefährdung der Artenvielfalt. So wird im Falle von Glyphosat immer klarer, dass die Erhal-
tung der Artenvielfalt in natürlichen und landwirtschaftlichen Umgebungen durch den intensi-
ven und kontinuierlichen großflächigen Einsatz von Glyphosat bedroht ist (Lopez et al., 
2012). 
Auch der massive Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung verursacht gesellschaftliche Fol-
geschäden, da resistente Keime auch zu Gesundheitsproblemen bis hin zum Tod von Men-
schen führen können. In Österreich werden in der Veterinärmedizin 60 Tonnen Antibiotika 
 










pro Jahr eingesetzt. In der Humanmedizin werden nur 45 Tonnen verwendet. Dies zeigt die 
Dimension des Problems, zumal immer wieder resistente Keime im Fleisch entdeckt werden 
(AGES, 2013b; Porstner, 2012). 
Schlussfolgerungen 
Die Landwirtschaft ist auf die Nutzung endlicher Ressourcen (Boden, Energie, Rohstoffe) 
angewiesen. Die heute gängige landwirtschaftliche Praxis geht aber mit diesen Ressourcen 
nicht nachhaltig um. Es kommt zum Verlust von fruchtbaren Böden durch Erosion und Hu-
musabbau. Der Verbrauch großer Mengen fossiler Energieträger zur Synthese von Stick-
stoffdünger ist in der konventionellen Landwirtschaft systemimmanent. Es gibt viele ernstzu-
nehmende Hinweise auf Folgewirkungen vieler gängiger Pflanzenschutzmittel und insbeson-
dere der Kombination der Mittel auf die menschliche Gesundheit und Ökosysteme. Deshalb 
ist die heutige landwirtschaftliche Praxis in Österreich nicht nachhaltig und muss sich mittel-
fristig auf diese Ressourcenknappheiten einstellen und auf eine Reduktion der Umwelteffekte 
hinarbeiten. 
 
Wie in Kapitel 2.2 dargestellt, gehen von der landwirtschaftlichen Produktion verschiedene 
negative Umweltwirkungen aus. Von einigen Wirkungen, wie z.B. Bodendegradierung 
(Humusabbau, Bodenverdichtung, Bodenerosion), sind die Landwirte auch selbst betroffen, 
aber ein Großteil dieser Wirkungen findet außerhalb der Betriebsflächen statt (z.B. Gewäs-
serbelastungen, stärkere Hochwasserereignisse infolge verringerte Wasserpufferka-
pazität, Treibhausgasemissionen, Biodiversitätsverluste, Pestizid-Emissionen in Was-
ser und Luft und Pestizid-Rückstände in Lebensmitteln). Da in diesem Fall das Verursa-
cherprinzip meist nicht konsequent angewendet wird, wird ein Großteil der Kosten für diese 
Wirkungen von der Gesellschaft getragen (TEEB, 2010).  
Während die Existenz dieser Folgeschäden un-
bestritten ist, ist die Quantifizierung der Höhe die-
ser Effekte methodisch schwierig. Dazu ist es not-
wendig, den monetären Wert des gesellschaftli-
chen Schadens zu quantifizieren. In Großbritan-
nien und den USA wurde bereits eine Monetarisie-
rung der externen Effekte der gesamten Landwirt-
schaft (Pretty et al., 2000; Tegtmeier und Duffy, 
2004) und spezieller Auswirkungen durchgeführt 
(Brethour und Weersink, 2001; Christie et al., 2006; Pretty et al., 2003). Pretty et al. (2000) 
unterscheiden bei der Berechnung der externen Kosten der britischen Landwirtschaft zwi-
schen Wirkungen auf natürliche Ressourcen wie Wasser, Boden, Luft (inkl. Klima) und Biodi-
versität sowie Wirkungen auf die menschliche Gesundheit. Die Autoren berechneten für den 
Zeitraum von 1990 bis 1996 jährliche Gesamtkosten von insgesamt 5,2 Milliarden € für 
Großbritannien (in Euro umgerechnet und für 2012 inflationsbereinigt). Dies entspricht etwa 
298 € pro Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche. Zu den bedeutendsten Kostenpunkten zäh-
len die Klimagasemissionen (Lachgas: 1.625 Mio. €, Methan: 616 Mio. €, CO2 ohne die 
Herstellung von Mineraldüngern: 104 Mio. €), die Trinkwasserbelastung durch Pestizide 
(264 Mio. €) sowie Arten- und Habitatverluste (Trockenmauern und Hecken) (218 Mio. €) 
und der Verlust an organischer Substanz im Boden (181 Mio. €). Auch die Schäden für 
die menschliche Gesundheit sind mit 1.710 Mio. € erheblich, wobei die Kosten die Pretty et 
al. im Jahr 2000 für BSE ansetzten, heute durch Fütterungsverbote vermieden werden. 
 










2.3 Folgekosten der Landwirtschaft 
Pretty et al. (2000) betonen aber, dass ihre Schätzungen insgesamt wahrscheinlich wesent-
lich zu niedrig sind, da beispielsweise mögliche chronischen Gesundheitseffekte durch 




























Wasser Trinkwasseraufbereitung Pestizide 264.14         15.25                   184.90            10.67         283.95            16.39 
Wasser Trinkwasseraufbereitung Nitrat 35.22            2.03                        17.61              1.02            72.64              4.19 
Wasser Trinkwasseraufbereitung Phosphat 121.07         6.99                        48.43              2.80         198.11            11.43 
Wasser Trinkwasseraufbereitung tierbürtige Krankheitserreger (Cryptosporidium) 50.63            2.92                        33.02              1.91            66.04              3.81 
Wasser Monitoring von Pestiziden und Düngemitteln, inkl. Beratung 24.21            1.40                        17.61              1.02            24.21              1.40 
Wasser Eutrophierungs‐ und Verschmutzungsfälle (Dünger) 13.21            0.76                          8.80              0.51            15.41              0.89 
Luft und Klima Methanemissionen 616.33         35.57                   545.89            31.51         827.65            47.77 
Luft und Klima Ammoniakemissionen 105.66         6.10                        50.63              2.92         158.49              9.15 
Luft und Klima N2O Emissionen 1'624.47      93.76                   920.09            53.11      3'742.01         215.99 
Luft und Klima CO2 Emissionen 103.46         5.97                        77.04              4.45         187.10            10.80 
Boden Schaden durch Erosion 30.82            1.78                        17.61              1.02            66.04              3.81 
Boden Verlust an organischem Material und Kohlenstoff aus dem Boden 180.50         10.42                   129.87              7.50         308.17            17.79 
Biodiversität Biodiversitätsverlust durch Habitat und Artenschwund 55.03            3.18                        22.01              1.27            77.04              4.45 
Biodiversität Hecken und Trockenmauern 217.92         12.58                   160.69              9.27         268.54            15.50 
Biodiversität Verluste an Bienenkolonien 4.40              0.25                          2.20              0.13              4.40              0.25 
Biodiversität Verluste an landwirtschaftlicher Biodiversität (Sorten und Artenvielfalt) + + +  +  +  + 
Menschliche Gesundheit Akute Effekte von Pestiziden 2.20              0.13                          0.88              0.05              3.52              0.20 
Menschliche Gesundheit Chronische Effekte von Pestiziden + + +  +  +  + 
Menschliche Gesundheit Bakterielle und virale Belastung von Nahrungsmitteln 372.00         21.47                   220.12            12.71         534.89            30.87 
Menschliche Gesundheit Antibiotikaresitenz beim Menschen durch präventiven Einsatz in der Tierhaltu + + +  +  +  + 
Menschliche Gesundheit BSE und daraus resultierende Creutzfeldt‐Jakob‐Krankheit 1'336.12      77.12                      72.64              4.19      1'760.95         101.64 

















Tabelle 1: Jährliche externe Kosten der britischen Landwirtschaft  
Quelle: Pretty et al. (2000), übersetzt 
 










                                           
Für Österreich liegen keine Studien vor, welche die externen Kosten der Landwirtschaft 
quantifizieren. Im Rahmen dieses Projektes wurden beispielhaft einzelne Kosten im österrei-
chischen Kontext quantifiziert (siehe Anhang). Da eine länderspezifische Kostenberechnung 
recht aufwendig ist, bedienen sich Ökonomen der sog. Benefit-Transfer-Methode (Pearce et 
al., 2006; Ready et al., 2004), um Werte einer Studie aus einem bestimmten Kontext auf an-
dere Situationen zu übertragen. Im Rahmen dieses Papiers wurden für drei Beispiele externe 
Kosten der österreichischen Landwirtschaft auf Basis der britischen Studie (Pretty et al., 
2000) berechnet. Diese Studie stellt derzeit die umfassendste international publizierte Be-
trachtung der externen Kosten der Landwirtschaft dar. Für die Übertragung wurde ein soge-
nannter „Adjusted Benefit Transfer“-Ansatz2 gewählt. Die Ergebnisse der britischen Studie 
wurden an das österreichische Pro-Kopf-Einkommen (Kaufkraftparität eingerechnet) und die 
landwirtschaftliche Nutzfläche angepasst. Die Werte wurden zudem gemäß offiziellen Um-
rechnungskursen unter Berücksichtigung der Inflation in Euro umgerechnet. Diese für Öster-
reich berechneten Werte sind wie die Ausgangsstudie von Pretty et al. mit Unsicherheiten 
behaftet und müssen ebenfalls als eher konservative Schätzungen betrachtet werden. Grün-
de hierfür sind:  
• Viele Kosten wurden nicht vollständig (akute Schädigung der menschlichen Gesund-
heit durch Pestizide) oder gar nicht kalkuliert (Kosten der Eutrophierung der Meere, 
chronische Gesundheitseffekte durch Pestizide).  
• Es wurden nicht die vollständigen Reparaturkosten ermittelt, sondern nur die Kosten, 
die entstehen, um gesetzliche Grenzwerte zu erreichen (z.B. Pestizidkonzentration im 
Grundwasser).  
• Ideelle Werte von Schutzgütern, sogenannte „non-use values“ (bspw. hinsichtlich Bi-
odiversität) wurden ebenfalls nicht mit einbezogen.  
• Schäden aus der Produktion von Vorleistungen wie mineralische N-Dünger in ande-
ren Sektoren wurden nicht berücksichtigt. 
• Die Schäden landwirtschaftliche Vorleistungen (bspw. Futtermittel) aus anderen Län-
dern wurden nicht berücksichtigt. 
Insgesamt ergeben sich aufgrund dieser Schätzung jährliche externe Kosten der Landwirt-
schaft von etwa 1,3 Mrd. € (Schwankungsbreite: 614-2.089 Millionen € pro Jahr), die die ös-
terreichische Gesellschaft tragen muss. Diese Kosten stellen aber aufgrund der oben ge-
nannten Einschränkungen nur einen Bruchteil der tatsächlichen externen Kosten der Land-
wirtschaft dar. 
Eine weitere Möglichkeit, die externen Kosten der Landwirtschaft abzuschätzen, ist es die 
Vermeidungskosten zu berechnen. Das ÖPUL verfolgt das Ziel, negative Umweltfolgen der 
Landwirtschaft zu reduzieren. Die jährlichen Kosten des Programms belaufen sich auf 
durchschnittlich rund 550 Mio. € / Jahr in der ÖPUL-Periode 2006 – 2011. Zieht man davon 
die Zahlungen an Bio-Betriebe ab (rund 160 Mio. €/Jahr) verbleiben immer noch jährliche 
Kosten von 390 Mio. €, um die Umweltfolgen der konventionellen Landwirtschaft zu reduzie-
ren. Wie in Kapitel 2.2 gezeigt wird, gelingt dies im Bereich Boden, Wasser, Luft, Biodiversi-
tät jedoch in sehr unterschiedlicher und verbesserungswürdiger Weise. Viele der Umwelt-
probleme bestehen nach wie vor. So schreibt der Rechnungshof in seinen Empfehlungen: 
„Bei der Weiterentwicklung von ÖPUL für die künftige Programmperiode sollten ein höherer 
 
2 Beim „Adjusted Benefit Transfer“-Ansatz werden die Werte aus einem Land gemäß der wichtigsten 
bekannten Faktoren die sich im Ursprungskontext und im Studienkontext unterscheiden angepasst. 
 










Mehrwert für die Umwelt bzw. eine Steigerung der Kosteneffektivität angestrebt werden. (TZ 
14; RECHNUNGSHOFBERICHT VORLAGE VOM 10. JULI 2013, Österr. Rechnungshof 
2013). 
Schlussfolgerungen 
Selbst bei konservativer Schätzung der externen Kosten der österreichischen Landwirtschaft 
muss von einer jährlichen Belastung der Gesellschaft von rund 1,3 Mrd. € ausgegangen 
werden. Die tatsächlichen Kosten liegen wahrscheinlich wesentlich höher, denn trotz der 
jährlichen Ausgaben von 550 Mio. € im Jahr (ohne Beiträge an Biobetriebe 390 Mio. € im 
Jahr) gelingt es mit dem derzeitigen ÖPUL-Programm nicht, die Umweltwirkungen ausrei-
chend einzudämmen. 
 
2.4 Ökologische Vorteile der biologischen Landwirtschaft  
Eine Übersicht über die Umweltwirkungen der biologischen Landwirtschaft aus Schader et al. 
(2012) zeigt, dass bei den meisten agrarpolitisch Umweltkategorien von geringeren Umwelt-
wirkungen durch biologische Landwirtschaft pro Fläche ausgegangen werden kann (Tabelle 
2).  
Zunehmend haben sich produktbezogene Ökobilanzen als Vergleichsmethode zwischen 
landwirtschaftlichen Produktionsformen etabliert (Nemecek et al., 2011). Vergleiche zwi-
schen extensiver und intensiver Landwirtschaft kommen zu uneinheitlichen Resultaten 
(Tuomisto et al., 2012a). Extensive Systeme schneiden aufgrund der meist geringeren Erträ-
ge stellenweise schlechter ab, als intensive Systeme. Auch Betriebe auf marginalen Flächen 
oder im Berggebiet schneiden bei Ökobilanzen ungünstig ab. Es sei aber hier betont, dass 
gerade bei produktbezogenen Ökobilanzen noch erheb-
liche methodische Defizite bestehen, die einen fairen 
Vergleich von intensiven und extensiven Systemen 
erschweren (Schader et al., 2012). Gerade bei Klimabi-
lanzen sind die Fragen der Produktallokation und des 
Einbezuges von indirekten Landnutzungsänderungen 
noch nicht abschließend geklärt (Flysjö et al., 2012). 
Außerdem können verschiedene Umweltwirkungen, 
z.B. Verlust an Biodiversität und Bodenfruchtbarkeit, nicht produktbezogen bewertet werden 





Ferner muss bedacht werden, dass die meisten ÖPUL Maßnahmen im Hinblick auf flächen-
bezogene Wirkungen implementiert werden. So sind viele ÖPUL Maßnahmen mit einer Ex-
tensivierung der Produktion und damit niedrigen Erträgen verbunden. Das heißt, es ist offen-
sichtlich nicht das Politikziel, eine produktbezogene Umweltwirkung zu erzielen. Dennoch 
wurde versucht, die produktbezogene Sichtweise, soweit es im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit möglich ist, aufzugreifen.  
Biodiversität und Landschaft: Vergleichsstudien über den Einfluss konventioneller und 
ökologischer Anbausysteme in Europa und den USA (Fuller et al., 2005; Hole et al., 2005) 
belegen die positiven Auswirkungen der biologischen Landwirtschaft auf Flora und Fauna. 
Und das sowohl auf dem einzelnen Feld als auch auf Betriebsebene. Im Durchschnitt kom-
men 30% mehr Arten und 50% mehr Individuen auf biologisch bewirtschafteten Flächen vor 
(Bengtsson et al., 2005).  
Studien, welche die Einflüsse der biologischen Bewirtschaftung auf die Landschaft untersu-
chen, bescheinigen der biologischen Landwirtschaft überwiegend positive Biodiversitäts-
Effekte (Gibson et al., 2007; Norton et al., 2009; Steiner, 2006): vielfältigere Betriebsstruktu-
ren (geringere Spezialisierung), vielfältigere Fruchtfolgen, höhere Anteile an Biodiversitäts-
förderflächen, mehr Strukturelemente wie Hecken oder Hochstammobstbäume (Schader et 
al., 2008). Die Biogrünland- und Gemischtbetriebe in Österreich haben zudem auch mehr 
Biodiversitätsförderflächen und Strukturelemente – dies ist in Ackerbauregionen weniger 
ausgeprägt. 
 











Tabelle 2: Überblick über die flächenbezogenen Umweltwirkungen der biologischen Landwirt-
schaft im Vergleich zur konventionellen Landwirtschaft 
der biologische Landbau ist… viel besser besser gleich schlechter viel schlechter


























 Quelle: Schader et al. (2012), basierend auf Stolze et al. (2000), aktualisiert, übersetzt  
Ressourcen: Ein geringerer Nährstoffinput (insbesondere hinsichtlich Stickstoff) und gerin-
gere Tierbesatzdichten auf Biobetrieben fördern zusätzlich die Biodiversität im Acker und 
Grünland und führen auch zu geringeren NO3-Auswaschungen ins Grundwasser. Geringere 
N- und P-Inputs in den Böden durch den Verzicht auf leichtlösliche Mineraldünger führen zu 
einem geringeren Nährstoffeintrag und zu reduzierter Eutrophierung in den Oberflächenge-
wässer. Siegrist et al. (1998) wiesen zudem auf biologisch bewirtschafteten Flächen eine 
verminderte Erosion nach. 
Zahlreiche Studien zeigen, dass der Energieverbrauch pro Hektar in der biologischen Land-
wirtschaft wesentlich niedriger ist als in der konventionellen Landwirtschaft (Haas et al., 
2001; Hoeppner et al., 2005). Trotz der geringeren Erträge schneidet die Bioproduktion oft 
auch pro Produkteinheit günstiger ab (Grönroos et al., 2006; Lampkin, 2007).  
Klimawandel: Bei Treibhausgasbilanzen von Milch schneidet die biologische Landwirtschaft 
v.a. aufgrund des geringeren Einsatzes an Vorleistungen und einer geringeren Tierbesatz-
dichte besser ab (Schader et al., 2013). Pro Produkteinheit zeigen internationale Studien 
uneinheitliche Resultate (Knudsen, 2011; Tuomisto et al., 2012b; Williams et al., 2006). Be-
rücksichtigt man in der Klimabilanzierung allerdings die Koppelung der Milch- und Rind-
fleischproduktion, so besteht laut einer schwedischen Studie pro kg Milch kein Unterschied 
zwischen biologisch und konventionell produzierter Milch (Flysjö et al., 2012; Kristensen et 
al., 2011).  
 





















In Österreich weisen die Produktion von Bio-Milch, Bio-Schweinefleisch, Bio-Hühnerfleisch 
und Bio-Eiern deutlich geringere CO2-eq-Emissionen/kg Fleisch im Vergleich zu konventio-
neller Produktion auf: Um 10-20% geringere Treibhausgasemissionen bei Milch und um 30-
50% bei Hühner- und Schweinefleisch sowie bei Eiern (Hörtenhuber et al., 2010; 
Hörtenhuber et al., 2011; Lindenthal, 2013; Lindenthal et al., 2010). Dies ist v.a. auf die Be-
rücksichtigung von Importen konventioneller Sojafuttermittel aus Südamerika nach Öster-
reich zurückzuführen, welche in der biologischen Landwirtschaft in wesentlich geringerem 
Ausmaße verwendet werden. Denn werden die enormen CO2-Emissionen der Regenwald-
zerstörung durch den Anbau importierter konventioneller Sojafuttermittel eingerechnet, erhö-
hen sich die CO2-Emissionen der konventionellen Produktion deutlich (Hörtenhuber et al., 
2010; Hörtenhuber et al., 2011). Auch führt die biologische Landwirtschaft zu deutlichen Ein-
sparungen von Treibhausgas (THG)-Emissionen von ca. 30-60% pro Hektar landwirtschaftli-
cher Nutzfläche und 10-50% pro kg Produkt (Hörtenhuber et al., 2010; Hörtenhuber et al., 
2011; Lindenthal, 2013; Lindenthal et al., 2010).  
Berücksichtigt man auch das Potential der biologischen Landwirtschaft zur Sequestrierung 
von Kohlenstoff (C) im Ackerbau, verbessert sich die Treibhausgasbilanz zusätzlich. In einer 
globalen Metastudie zeigten Gattinger et al. (2012) eine durchschnittlich 450 kg/ha höhere 
Kohlenstoffsequestrierung auf Bioflächen im Vergleich zu konventionell bewirtschafteten Flä-
chen. Dorninger und Freyer  schätzen, dass eine komplette Umstellung der österreichischen 
Landwirtschaft auf biologische Wirtschaftsweise bei unveränderten Ernährungsmustern etwa 
30,4% der Treibhausgasemissionen einsparen könnte (Dorninger und Freyer, 2008). 
Gewässerverschmutzung: Durch die biologische Landwirtschaft kann die Nitratauswa-
schung ins Grundwasser um 40-64% verringert werden (Haas et al., 2001; Osterburg und 
Runge, 2007). Schader et al. (2013) berechneten für die Schweiz eine 20-50% geringere 
Nitrat- und eine 10-20% niedrigere Phosphor-Eutrophierung bei biologischer Bewirtschaf-
tung. Auch Shepard et al. (2003) gehen wegen des geringeren Erosionsrisikos und der ge-
ringeren Nährstoffgehalte im Boden in der biologischen Landwirtschaft von geringeren Phos-
phor-Einträgen aus. 
Luftqualität: Hier hebt sich die biologische Landwirtschaft durch den Verzicht von chem.-
synthetischen Pestiziden klar von der konventionellen Produktionsweise ab. Bezüglich Am-
moniak kann man flächenbezogen aufgrund geringerer Tierbesatzdichten von geringeren 
Ammoniakemissionen ausgehen (Schader et al., 2012). 
Bodenfruchtbarkeit: Die biologische Landwirtschaft zeigt erhöhte Kohlenstoffeinlagerungen 
in Böden sowohl im internationalen (Gattinger et al., 2012) als auch im mitteleuropäischen 
Kontext (Mäder et al., 2002). Hier ist zu berücksichtigen, dass diese Effekte nicht direkt 
durch den Verzicht auf chemisch-synthetische Pestizide und Mineraldünger hervorgerufen 
werden. Vielmehr werden diese Effekte durch das Management erreicht, das Biobauern 
betreiben um diese Inputs auszugleichen. Dazu gehören eine vielfältige Fruchtfolge, meist 
mit ein bis dreijährigem Feldfutterbau und eine standortangepasste Düngung inkl. der Appli-
kation von organischen Düngemitteln. Auch die biologische Aktivität in Böden ist in der biolo-
gischen Landwirtschaft erhöht (Mäder et al., 2002), während bei Bodenstruktur und Boden-
erosion keine bis geringe Unterschiede zu erwarten sind (Schader et al., 2012). 
Schlussfolgerungen 
Gemäß wissenschaftlicher Literatur kann man eindeutig von geringeren negativen Umwelt-
wirkungen der biologischen Landwirtschaft pro Flächeneinheit ausgehen. Dies betrifft insbe-
sondere Biodiversität, Nährstoff- und Energieressourcen, Treibhausgasemissionen, Gewäs-
 










ser- und Luftreinhaltung sowie die Bodenfruchtbarkeit. Produktbezogene Wirkungen sind 
derzeit aufgrund methodischer Defizite schwierig zu beurteilen, entsprechend sind internati-
onale Studienergebnisse uneinheitlich.  
 
2.5 Volkswirtschaftlicher Nutzen der biologischen Landwirtschaft 
Aus der Argumentation aus Kapitel 2.3 lässt sich herleiten, dass die österreichische Land-
wirtschaft durch seine Umweltwirkungen gesellschaftliche Folgekosten verursacht. In Kapitel 
2.4 wurde dargestellt, dass die biologische Landwirtschaft weniger negative Umweltwirkun-
gen als die konventionelle Landwirtschaft verursacht. Daraus kann gefolgert werden, dass 
durch die biologische Landwirtschaft der Gesellschaft weniger ökologische Folgekosten ent-
stehen.  
Das Potential der biologischen Landwirtschaft zur Reduk-
tion der ökologischen Folgekosten für die österreichische 
Gesellschaft kann mittels Benefit Transfer Methode auf 
Basis der in Kapitel 2.3 zitierten Pretty-Studie und den 
relativen Einsparungen durch eine Umstellung der öster-
reichischen Landwirtschaft auf biologische Landwirtschaft 
abgeschätzt werden. Dazu haben wir eine lineare Bezie-
hung zwischen physischem Umwelteffekt und Umweltkos-
ten angenommen. Für unsere Abschätzung der Kosten gingen wir aufgrund der Ausführun-
gen zu Kapitel 2.4 davon aus, dass bei einer großflächigen biologischen Bewirtschaftung in 







• Vermeidung der Kosten der Trinkwasseraufbereitung durch Pestizideinträge um 
100%;  
• Reduktion der Kosten für die Trinkwasseraufbereitung durch Nitrateinträge um 40% 
und der Phosphateinträge um 20%; 
• Fast vollständige Einsparung der Kosten für das Pestizidmonitoring und die Pflanzen-
schutzberatung; 
• Senkung der Kosten durch Verschmutzungsfälle durch Eutrophierung um 35%; 
• Als ein wichtiger Faktor für das Bienensterben wird der Pestizideinsatz angenommen. 
Für unsere Kalkulation schätzen wir, dass ein etwa ein Drittel der jährlich verlorenen 
Bienenkolonien überleben könnten; 
• Reduktion der Treibhausgas (THG)-Emissionen von ca. 30-60% pro Hektar landwirt-
schaftliche Nutzfläche; 
• Reduktion der Kosten von BSE und der daraus resultierenden Creutzfeldt-Jakob-
Krankheit um 100%, da in der biologischen Landwirtschaft die Verfütterung von tieri-
schen Futtermitteln an Wiederkäuer seit jeher verboten war. 
Aus dieser Rechnung ergibt sich, dass jährlich etwa ein Drittel der jährlichen externen Kos-
ten der Landwirtschaft eingespart werden könnten, wenn die österreichische Landwirtschaft 
vollständig auf biologische Landwirtschaft umgestellt werden könnte. Allein für die aus der 
Pretty-Studie abgeschätzten Kosten ergeben sich Einsparungsmöglichkeiten bei den ökolo-
gischen Folgekosten der Landwirtschaft von mindestens 425 Millionen € pro Jahr durch ein 
Szenario mit 100% biologischer Landwirtschaft. Diese stellen vermutlich nur einen Bruchteil 
der gesamten externen Kosteneinsparung dar. Viele Kostenarten, wie die nicht monetär be-
wertbaren chronischen Gesundheitskosten durch Pestizideinsatz, die Kosten durch den Ver-
lust von Bestäubern oder die Kosten der auf die Tiermedizin zurückzuführenden Antibiotika-
resistenzen wurden hier nicht mit eingerechnet. Für eine genauere Berechnung eines 100% 
 





















Bioszenarios müssten allerdings Berechnungen mit Agrarsektor-Modellen angestellt werden, 
da es zu vielfältigen Wechselwirkungen auf verschiedenen Märkten käme. Dies würde den 
Rahmen dieser Studiebei weitem sprengen. 
Ein Plausibilitätscheck für obige Zahl kann am Beispiel Klimaschutz verdeutlicht werden: 
Durch eine großflächige biologische Landwirtschaft in Österreich könnte bereits durch den 
Verzicht auf mineralischen Stickstoff-Dünger 0,5 Mio. t CO2-eq.-Emissionen eingespart wer-
den, die durch Herstellung der in Österreich eingesetzten N-Mineraldünger entstehen. Weiter 
entstehen durch mineralischen Stickstoffdünger-Einsatz N2O (1% vom N) – Emissionen im 
Ausmaß von nochmals mindestens 0,5 Mio. t CO2-eq., die ebenfalls durch biologische 
Landwirtschaft eingespart werden könnten (Schätzung auf Basis von Umweltbundesamt, 
2012). Nicolas Stern (2007) ehemaliger Chef-Ökonom der Weltbank, geht in seinem vielbe-
achteten Report von wahren Kosten von 311 USD pro t CO2 aus. Allein durch den Verzicht 
auf mineralischen Stickstoffdünger könnten somit in Österreich jährlich 237 Mio. € eingespart 
werden.  
Neben den geringeren ökologischen Folgekosten durch eine flächendeckende biologische 
Landwirtschaft ist auch ein erhöhter gesellschaftlicher Nutzen durch den multifunktionalen 
Charakter der biologischen Landwirtschaft anzunehmen. Dieser gesellschaftliche Nutzen 
liegt darin begründet, dass die biologische Landwirtschaft stärker Ökosystemleistungen för-
dert (Humusaufbau, Nützlingsförderung) und auch eine höhere Anzahl von Arbeitsplätzen im 
ländlichen Raum generiert. Dies wurde in einer Studie in Großbritannien gezeigt (Morison et 
al., 2005). Für Österreich gibt es dazu keine quantitativen Analysen, jedoch ist bekannt, dass 
unter den biologisch wirtschaftenden Betrieben in Österreich etwa 12% mehr Vollerwerbsbe-
triebe sind als unter den konventionellen Betrieben. Zudem trägt die biologische Landwirt-
schaft infolge der Synergien zum Tourismus wie auch infolge der Vermarktungsstrategien 
der Bioprodukte (sowohl im LEH wie auch im Naturkosthandel) zur Erhöhung der regionalen 
Identität im ländlichen Raum wesentlich bei. Die biologische Landwirtschaft hat zudem seit 
Jahrzehnten eine wichtige Vorreiterrolle in der regionalen Vermarktung, was weitere Arbeits-
plätze sichert. Für Österreich wurde dies aber bisher nicht näher quantifiziert. 
Für die Kalkulation des Potentials der biologischen Landwirtschaft zur Reduktion der ökolo-
gischen Folgekosten für die österreichische Gesellschaft sind aber eine Reihe von Ein-
schränkungen zu berücksichtigen. Die Produktionsmenge würde bei einer hypothetischen 
flächendeckenden biologischen Bewirtschaftung in Österreich aufgrund der geringeren Er-
träge sinken. Bei einer Gesamtbetrachtung müsste daher der geringere Produktionswert 
(aufgrund der geringeren Erträge, trotz der höheren Preise) der biologischen Landwirtschaft 
berücksichtigt werden. Eine vollständige Berechnung der Wirkungen eines solchen Szenari-
os kann aber im Rahmen dieses Papiers nicht vorgenommen werden, da hier zum Beispiel 
auch Markteffekte relevant sind. Dieses Szenario müsste mit ökonomischen Modellen 
(Landnutzungsmodelle und Gleichgewichtsmodelle) unter Berücksichtigung von ökologi-
schen Wirkungen (etwa durch Ökobilanzen) untersucht werden. 
Schlussfolgerungen 
Auf Basis der Resultate aus den Kapiteln 2.3 und 2.4 kann gefolgert werden, dass die biolo-
gische Landwirtschaft geringere Folgekosten verursacht als die konventionelle Landwirt-
schaft. Wir schätzen, dass die ökologischen Folgekosten um etwa ein Drittel reduziert wer-
den können. Der gesellschaftliche Nutzen durch die Erbringung multifunktionaler Leistungen 
sollte über österreichische Studien gezielt erforscht werden. Insbesondere die Kosten durch 
Gesundheitswirkungen von Pestiziden und Antibiotikaeinsatz bedürfen einer genaueren Be-
 










trachtung. Eine komplette Kosten-Nutzen-Analyse der biologischen Landwirtschaft ist drin-
gend erforderlich. 
2.6 Multifunktionalität der biologischen Landwirtschaft  
Aus Kapitel 2.4 ging hervor, dass die biologische Landwirtschaft ein breites Wirkungsspekt-
rum auf verschiedenste Umweltindikatoren hat. Die Förderung der biologischen Landwirt-
schaft im österreichischen ÖPUL Programm ist daher ein Mittel, um verschiedene Umwelt-
ziele gleichzeitig zu adressieren. Aber kann die biologische Landwirtschaft dadurch zu einer 
Senkung von volkswirtschaftlichen Kosten der Landwirtschaft auf effiziente Weise beitragen?  
Obwohl dies bisher empirisch für Österreich nicht untersucht wurde, gibt es einige überzeu-
gende Argumente, die für die Effizienz der biologischen Landwirtschaft aus ökonomischer 
Sicht sprechen.  
Der Schlüssel zur Beantwortung dieser Frage liegt in 
einer gesamthaften Betrachtung landwirtschaftlicher 
Systeme. Zielgerichtete Klimapolitik steht beispielswei-
se oft im Konflikt mit anderen agrarpolitischen Zielen, 
wie dem Tierschutz. So können in kürzester Zeit rech-
nerisch Treibhausgasemissionen eingespart werden, 
indem Tiere auf engem Raum gehalten werden. Solche 
Produktionssysteme führen jedoch zu gesellschaftlich 
inakzeptablen Haltungsbedingungen. Eine Entwicklung 
von Politikmaßnahmen die auf einzelne Politikziele aus-
gerichtet sind, muss daher im Gesamtkontext beurteilt 
werden.  
Die biologische Landwirtschaft stellt ein Maßnahmen-
bündel dar. D.h. sie kann als Kombination des Verzichts 
von mineralischen Düngemitteln, chemisch-synthetischen Pestiziden und Maßnahmen zur 
Kompensierung beider Inputs durch ein funktionierendes Agrarökosystem (ausgeglichene, 
vielfältige Fruchtfolgen, Humusaufbau, standortangepasste Tierhaltung, Gentechnikverzicht, 











In Abbildung 2 ist dargestellt, wie dieses Maßnahmenbündel auf verschiedene Nachhaltig-
keitsziele in der Schweiz wirkt. Die Bewertungen wurden von Experten für konventionelle 
und biologische Landwirtschaft mittels der Nominal Group Technique (Delbecq et al., 1975; 
Jeffreys, 2002) bewertet. So können zwischen den biologischen Produktionssystemen 
(„Knospe“, d.h. Produktion nach den Richtlinien der Bio Suisse und „Bundesbio“, d.h. Pro-
duktion nach den gesetzlichen Bio-Richtlinien die der EU-Bio-Verordnung entsprechen) und 
den konventionellen Systemen („IP“, d.h. integrierte Produktion, ÖLN, d.h. gemäß der 
Schweizerischen Cross-Compliance) deutliche Unterschiede festgestellt werden (Schader 
und Stolze, 2011). 
 










Abbildung 2: Nachhaltigkeitsperformance der von biologischen und konventionellen 
Produktionssystemen in der Schweiz auf Basis der Ergebnisse  
 
Dagegen können Einzelmaßnahmen möglichst kosteneffektiv einzelne Umweltziele errei-
chen. So dürfte beispielsweise der Verbrauch nicht erneuerbarer Energieträger mit einer 
darauf maßgeschneiderten Maßnahme gezielter zu senken sein als durch die Förderung der 
biologischen Landwirtschaft. Auch eine Verringerung der Pestizidbelastung der Gewässer 
könnte mit einem reinen Pestizidverbot oder einer Pestizidsteuer gezielter angegangen wer-
den als mit der Förderung der biologischen Landwirtschaft.  
Betrachtet man allerdings alle Umweltziele in einem multidimensionalen Zielsystem, stellt 
sich heraus, dass die meisten agrarumweltpolitischen Ziele positiv durch die biologische 
Landwirtschaft beeinflusst werden können. Die biologische Wirtschaftsweise ist daher eine 
„multifunktionale Maßnahme“ die zur Zielerreichung verschiedenster Agrarumweltziele bei-
trägt.  
Schader (2009) zeigte mit einem theoretischen Modell, dass unter folgenden Voraussetzun-
gen die biologische Landwirtschaft als Maßnahme zur Senkung der gesellschaftlichen Kos-
ten beitragen kann: a) eine relativ große Anzahl von agrarumweltpolitischen Zielen verfolgt 
werden sollen, b) das Wirkungsportfolio der biologischen Landwirtschaft mit dem Portfolio an 
Umweltzielen übereinstimmt, c) keine oder nur geringe Zielkonflikte zwischen den Umwelt-
zielen bestehen, d) die Förderung der biologischen Landwirtschaft mit gezielten Agrarum-
weltmaßnahmen kombiniert wird. Letzteres stellt sicher, dass einzelne Ziele spezifisch ad-
ressiert werden können, damit Ziellücken effizient geschlossen werden können. Eine solche 
Agrarumweltpolitik steht im Einklang mit den Vorgaben der Tinbergen-Regel, welche besagt, 
dass mindestens so viele voneinander unabhängige Maßnahmen implementiert werden 
müssen, wie es Politikziele gibt (Ahrens und Lippert, 1994; Tinbergen, 1952). 
Für Österreich und das ÖPUL sind die Voraussetzungen a) bis d) erfüllt. Die Schutzgüter 
Boden, Wasser, Luft und Biodiversität lassen sich, wie in Kapitel 2.4 gezeigt, mit der biologi-
 





















schen Landwirtschaft fördern. Keine der anderen ÖPUL-Maßnahmen hat ein derart breites 
und effektives Wirkungsspektrum wie die biologische Landwirtschaft. Die Förderung der bio-
logischen Landwirtschaft, ergänzt mit flankierenden Einzelmaßnahmen, stellt daher einen 
Maßnahmenmix dar, der nicht der Tinbergen-Regel widerspricht. Wie effektiv durch die ver-
schiedenen ÖPUL-Maßnahmen die verschiedenen Politikziele erreicht werden, ist jedoch 
nicht Inhalt dieser Analyse. 
Schlussfolgerungen 
Die biologische Landwirtschaft hat ein breites Wirkungsspektrum und eine große Effektivität 
zur agrarumweltpolitischen Zielerreichung in Österreich. Agrarumweltpolitische Zielkonflikte 
werden weitgehend vermieden. Um den Beitrag der biologischen Landwirtschaft zur fiska-
lisch effizienten Steigerung der Umwelteffekte des ÖPULs quantitativ zu evaluieren, sind 
allerdings umfassende quantitative Modellierungen notwendig. 
2.7 Optimierung der Förderung der biologischen Landwirtschaft 
Die Kapitel 2.2-2.6 zeigen, dass die ökologischen Folgekosten der Landwirtschaft für die 
Gesellschaft durch die biologische Wirtschaftsweise reduziert werden können. Zudem wei-
sen neuere Studien darauf hin, dass die Förderung der biologischen Landwirtschaft in Kom-
bination mit anderen Agrarumweltmaßnahmen (wie im ÖPUL) volkswirtschaftlich effizient ist 
(Schader, 2009). Eine Erhöhung der wirtschaftlichen Attraktivität der biologischen Landwirt-
schaft für Landwirte ist daher vorteilhaft. Diese Erhöhung sollte allerdings so erfolgen, dass 
das ökologische und ökonomische Potential der biologischen Landwirtschaft voll ausge-
schöpft werden kann, Anreize für eine Systemoptimierung gesetzt werden und Mitnahmeef-
fekte3 minimiert werden. Wie dies zu erreichen ist, wird in den folgenden Absätzen darge-
stellt.  
 










                                           
Für die Neugestaltung des ÖPUL stellt sich die Frage wie 
die begrenzten Fördergelder aufgeteilt werden sollen, um 
den Nutzen des Programms für die Gesellschaft zu maxi-
mieren. Dabei ist zu beachten, dass die Europäische 
Kommission den Mitgliedsstaaten bei der Konzeptionie-
rung ihrer Pläne zur ländlichen Entwicklung, in denen 
auch die Agrarumweltprogramme definiert sind (in Öster-
reich das ÖPUL), Vorgaben macht. Besonders bemer-
kenswert sind in unserem Zusammenhang die folgenden 
zwei Vorgaben:  
a) Die Prämien müssen an den Umsetzungskosten 
(anstatt des gesellschaftlichen Nutzens) einer 
Maßnahme bemessen werden (d.h. es werden nur 











b) Es dürfen keine Anreizkomponenten in den Förderbeiträgen enthalten sein. Lediglich 
die Transaktionskosten der Landwirte dürfen einberechnet werden (z.B. Kosten der 
Informationsbeschaffung über die Programme und der Beantragung der Gelder). Die-
se dürfen aber 20% der Zahlungshöhe nicht übersteigen.  
Vorgabe a) verbietet also explizit die Förderung von Programmen auf Basis ihres gesell-
schaftlichen Nutzens. Die Orientierung an den Umsetzungskosten wurde eingeführt, da man 
eine Bemessung des Nutzens einer Maßnahme für methodisch schwierig erachtet. Eine Ori-
entierung der Prämienhöhen an dem tatsächlichen gesellschaftlichen Nutzen wäre allerdings 
nach ökonomischer Theorie gesellschaftlich am vorteilhaftesten (Ahrens et al., 2000).  
Durch Vorgabe b) ist es formell nicht möglich, die Prämienhöhe durch Anreizkomponenten 
aufzustocken. Diese Vorgabe wurde eingeführt, um Mitnahmeeffekte zu minimieren und 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Eine Einführung von Anreizkomponenten könnte 
aber notwendig sein, um Maßnahmen, die zu geringerer Anerkennung der Landwirte führen, 
zu stärkerer Umsetzung zu verhelfen. Nach Burton et al. (2008) hängt ein Teil der Anerken-
nung der Landwirte untereinander vom Erzielen hoher Erträge ab, was viele Agrarumwelt-
maßnahmen als unvorteilhaft erscheinen lässt. Dies führt zu geringerer Umsetzung solcher 
Maßnahmen durch Landwirte als es gesellschaftlich erwünscht wäre. 
 
3 D.h. es werden staatliche Zahlungen in Anspruch genommen, obwohl das Verhalten auch ohne die-
sen zusätzlichen Anreiz erfolgt wäre. 
 










Auch Maßnahmen, die gesellschaftlich als besonders wertvoll einzustufen sind und gleich-
zeitig geringe Kosten verursachen, sind davon betroffen. Dadurch werden auch Betriebe 
benachteiligt, die aus volkswirtschaftlicher Sicht günstigen Maßnahmen, d.h. Maßnahmen 
die geringe Kosten verursachen und sehr wirksam sind, umsetzen.  
Zum Beispiel werden die betriebswirtschaftlichen Kosten der Maßnahme „biologische Land-
wirtschaft“ für Landwirte rechnerisch durch höhere Produktpreise gesenkt, da diese den Min-
derertrag teilweise kompensieren. Die Kosten für höhere Produktpreise werden aber vom 
Bio-Konsumenten getragen. Durch dieses Vorgehen wälzt der Staat Kosten auf den Konsu-
menten ab und die Bio-Landwirte werden für die Mehrzahlungsbereitschaft für Ihre Produkte 
bestraft, indem der erzielte Mehrpreis in Abzug gebracht wird. Aus volkswirtschaftlicher Sicht 
ist es nachteilig, wenn nicht Steuerzahler sondern Konsumenten für die Kosten für Agrarum-
weltmaßnahmen aufkommen. Dies führt zu einer klassischen Trittbrettfahrerproblematik, da 
die positiven Umweltwirkungen (z.B. Schutz der Biodiversität), die durch eine Produktions-
weise hervorgerufen werden der ganzen Gesellschaft zur Verfügung stehen. D.h. niemand 
kann von diesen Leistungen ausgeschlossen werden, bzw. nur zu prohibitiv hohen Kosten. 
Aus diesem Grund führt die Abgeltung von gesellschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft 
über Produktmärkte zu Anreizen, eher günstige Produkte zu beziehen, da Produkte die mit 
geringeren Umweltwirkungen produziert wurden tendenziell teurer sind. Gesellschaftlich effi-
zient wäre dagegen eine Internalisierung externer Kosten. Dies würde dazu führen, dass sich 
Produkte aus Systemen (z.B. biologische Landwirtschaft) mit geringen gesellschaftlichen 
Kosten verbilligen und somit verstärkt nachgefragt werden können. 
Trotz dieser Einschränkungen gibt es sechs Fördermodelle, die zur Verringerung der exter-
nen Kosten der Landwirtschaft und zur Förderung der biologischen Landwirtschaft geeignet 
und konform mit den Rechtsvorgaben sind: 
1.) Berechnung von Prämienhöhen a) unter Berücksichtigung aller Kosten, die in der bio-
logischen Landwirtschaft entstehen und b) auf Basis einer Entkoppelung von Markt- 
und Agrarumweltkomponenten der biologischen Landwirtschaft. Betrachtet man die 
Förderung der biologischen Landwirtschaft als reine Agrarumweltmaßnahme, die den 
Landwirten auch die Umweltleistungen in voller Höhe honoriert, so ist die Abgeltung 
über den Markt sekundär. Die höhere Zahlungsbereitschaft der Konsumenten für 
Bioprodukte kann dann als das Resultat einer unternehmerischen Leistung des 
Landwirts gesehen werden, der Aufgrund eines zusätzlichen Nutzens der Konsumen-
ten zu Stande kommt (z.B. mehr Genuss, gesunde Ernährung). Zudem sind höhere 
Produktpreise den Biolandwirten nicht garantiert. Sie hängen sehr stark vom Markt ab 
und sind ein Resultat des unternehmerischen Handelns von Biolandwirten. Solche 
Möglichkeiten stehen grundsätzlich allen Landwirten zur Verfügung. Höhere Produkt-
preise dürfen in diesem Falle den Biobetrieben nicht bei der Prämienkalkulation an-
gelastet werden. Die Wichtigkeit dieses Aspektes wird dadurch verdeutlicht, dass vie-
le Betriebe ihre Produkte als konventionelle Produkte vermarkten müssen.  
2.) Es sollte sichergestellt werden, dass die Summe der Förderungen durch Einzelmaß-
nahmen, die in der biologischen Landwirtschaft eingeschlossen sind, nicht die För-
derhöhe der Maßnahme biologische Landwirtschaft übersteigt, sondern ein deutlicher 
Abstand (Spreizung) besteht. In der Schweiz wird eine faire Behandlung dadurch er-
reicht, dass Biolandwirte zusätzlich die Beiträge für extensive Getreideproduktion er-
halten, da sie ohnehin die Vorgaben der extensiven Getreideproduktion erfüllen 
(BLW, 2009). Aufgrund der Vorschriften der Europäischen Kommission muss dies in 
Österreich durch geeignete Prämienhöhen sichergestellt werden. 
 










3.) Einführung von weiteren bzw. Weiterführung von existierenden mit der biologischen 
Landwirtschaft kombinierbaren ÖPUL-Maßnahmen: Neben den strikten Vorgaben der 
biologischen Landwirtschaft zum Mineraldünger- und Pestizidverzicht sind verschie-
dene Begleitmaßnahmen bei biologisch wirtschaftenden Betrieben üblich, die vor al-
lem das Nährstoff- und Schädlingsmanagement betreffen. Zu diesen Maßnahmen 
zählen die standortgerechte Tierhaltung, der Anbau von Zwischenfrüchten, der effi-
ziente, d.h. verlustarme, Umgang mit Hofdüngern, eine vielfältige Fruchtfolge und der 
Anbau von Leguminosen zur Substitution von mineralischen Stickstoffdüngern. Zwar 
werden Teilkomponenten dieser Aspekte bereits im ÖPUL gefördert, weitere Maß-
nahmen würden aber zu zusätzlichen Anreizen führen. Dadurch werden Mitnahmeef-
fekte gegenüber der Abgeltung über nur eine Maßnahme gering gehalten. 
4.) Ergänzung der flächenbezogenen Maßnahmen durch projektbezogener Instrumente 
zur Förderung der biologischen Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion (z.B. Bil-
dung, Beratung, Innovation, Lebensmittelqualitätsregelungen, Modernisierung, etc.). 
5.) Auch außerhalb der ländlichen Entwicklung könnten Maßnahmen implementiert wer-
den, welche zu einer Reduktion der externen Effekte führen würden und gleichzeitig 
die relative ökonomische Vorzüglichkeit der biologischen Landwirtschaft steigern 
könnten. Zu diesen Maßnahmen gehören Stickstoff-, Energie- und Pestizidsteuern. 
Diese Maßnahmen dürften als volkwirtschaftlich sinnvoll angesehen werden, da sie 
dazu beitragen, die externen Effekte dieser Betriebsmittel zu internalisieren. 
6.) Schließlich könnten darüber hinaus verschiedene Maßnahmen dazu dienen, Landwir-
te zur Umstellung auf biologische Landwirtschaft zu bewegen und die Weiterentwick-
lung der biologischen Landwirtschaft zu fördern: ein stärkeres und langfristiges Be-
kenntnis zur Förderung der biologischen Landwirtschaft, etwa in Form der Neuaufla-
ge des Aktionsplans biologische Landwirtschaft mit entsprechenden Schwerpunkten 
z. B. in der nationalen Forschungspolitik. 
Schlussfolgerungen 
Wir schlagen insgesamt sechs Maßnahmen vor, um die Förderung der biologischen Land-
wirtschaft zukunftsfähig zu gestalten: a) Vollständige Entkoppelung von Marktkomponente 
und Agrarumweltkomponente der biologischen Landwirtschaft, b) Sicherstellen, dass die 
betriebswirtschaftlichen Anreize von Kombinationen von Einzelmaßnahmen, die in der Bio-
Landwirtschaft enthalten sind, die Förderung der Bio-Landwirtschaft nicht übersteigen, c) 
Einführung von weiteren bzw. Weiterführung von existierenden mit der biologischen Land-
wirtschaft kombinierbaren ÖPUL-Maßnahmen, d) Implementierung projektbezogener Instru-
mente zur Förderung der ländlichen Entwicklung durch die landwirtschaftliche Produktion, e) 
Einführung von Stickstoff-, Energie- und Pestizidsteuern, und f) Langfristiges politisches Be-
kenntnis zur Unterstützung der biologischen Landwirtschaft.  
 










2.8 Potential zur Weiterentwicklung der biologischen Landwirt-
schaft 
Trotz der in den Kapiteln 2.4, 2.5 und 2.6 dargelegten Vorteile der biologischen Landwirt-
schaft, ist die derzeitige Form der biologischen Landwirtschaft weiter entwicklungsfähig. Die 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) hat ein Zielsys-
tem entwickelt (SAFA-Guidelines), welches das Ideal einer nahhaltigen Nahrungsmittelpro-
duktion beschreibt (FAO, 2012). Eine weitere Optimierung des biologischen Bewirtschaf-
tungssystems, der Produktionstechnik und damit der Wirtschaftlichkeit der Betriebe durch 
verstärkte Forschung und Beratung ist dringend erforderlich. Orientiert man sich an den SA-
FA-Guidelines, wird optimale Nachhaltigkeit nicht zwangsläufig durch die bloße Einhaltung 
der EU-Bioverordnung garantiert. Aufgrund ihres Prinzips des weitgehend geschlossenen 
Betriebsorganismus (Köpke et al., 1997), steckt in den Prinzipien der biologische Landwirt-
schaft der Schlüssel für eine nachhaltige und dauerfähige Bewirtschaftungsform in Zeiten 
knapper werdender natürlicher Ressourcen.  
Die Verstärkung der Forschung ist ein besonders wirksamer Ansatz, weil die biologische 
Landwirtschaft in seinem Systemansatz sehr wissens- und beratungsintensiv ist. Dabei wird 
im biologischen Landbau ein transdisziplinärer Ansatz verfolgt, der bäuerliches Erfahrungs-
wissen und Impulse aus der Landwirtschaft aufgreift anstatt linear von Forschung über Bera-
tung zu den Landwirten zu wirken. Zudem bestehen große produktionstechnische Defizite 
v.a. im Bereich der Düngung (Stickstoff, Phosphor), der Pflanzengesundheit, der Beikrautre-
gulierung und der Tiergesundheit, welche die Produktivität der biologischen Landwirtschaft 
reduzieren (de Ponti et al., 2012; Seufert et al., 2012). Bei den produktionstechnischen Defi-
ziten werden zurzeit aus zwei Gründen nur bescheidene Fortschritte erzielt: Es sind die typi-
schen Biolandbaulösungen im Systemkontext zu entwickeln, was in vielen Fällen langjährige, 
aufwändige Forschung erfordert. Ein Beispiel ist die Pflanzenzüchtung, bei der für den Bio-
landbau deutlich mehr Zuchtziele gleichzeitig verfolgt werden müssen, was den Züchtungs-
fortschritt gegenüber konventionellen Sorten stark verlangsamt. Es müssten deshalb über-
proportional viele öffentliche Mittel für die biologische Landwirtschaft eingesetzt werden. Zu-
dem begnügen sich einige europäische Staaten damit, knapp so viele Prozente der For-
schungsmittel für den Biolandbau einzusetzen, wie der Anteil der biologischen Landwirt-
schaft an der Gesamtfläche ist. Viele liegen jedoch darunter. Auch die EU hat in den letzten 
zehn Jahren 50 Forschungsprojekte mit einer Projektsumme von 150 Millionen Euro finan-
ziert, welche einen direkten oder indirekten Bezug zur biologischen Landwirtschaft haben 
(Lutzeyer, 2013). Das macht knapp 5% der gesamten landwirtschaftlichen Forschungsmittel 
in dieser Periode aus. 
Noch prekärer sieht die Situation bei der privaten Forschung aus. Weltweit wurden im Jahr 
2008 18.2 Milliarden US Dollar von der Industrie in die Landwirtschafts- und Lebensmittelfor-
schung investiert, was 21% der gesamten Forschungsmittel in Höhe von 40.1 Milliarden Dol-
lar ausmachte (Beintema et al., 2012). Ungefähr 45% oder 8.1 Milliarden US Dollar flossen in 
die Entwicklung von landwirtschaftlichen Hilfsstoffen wie Pflanzenschutzmittel, Dünger, Sub-
strate, Saatgut und technische Hilfsmittel. Diese 8.1 Milliarden US Dollar Forschungsmittel 
fehlen der biologischen Landwirtschaft fast vollständig, weil die biologischen Pflanzenzüchter 
oder die Firmen, welche in der International Biocontrol Manufactorer‘s Association 
(www.ibma.ch) zusammengeschlossen sind, nur über geringe Forschungsmittel verfügen. 
Mit den geringen Forschungsmitteln ist es beispielsweise schwierig, die Potentiale von biolo-
gischen Organismen und von Pflanzenextrakten auszuschöpfen bzw. zur Marktreife zu brin-
 










gen. Ein anschauliches Beispiel ist die Verwendung von Kupfer im biologischen Pflanzen-
schutz im Kartoffel-, Wein-, Obst- und Hopfenanbau, wo in der angewandten Forschung inte-
ressante natürliche Wirkstoffe als Alternative zu Kupfer geprüft werden, welche aber immer 
an der eigentlichen Produktentwicklung scheitern. 
Verbesserungen in der Produktionstechnik durch Forschung haben ein bedeutendes Poten-
tial für die Förderung der biologischen Landwirtschaft. Sie mindern das Anbaurisiko, reduzie-
ren die Arbeitsbelastung der Landwirte, erhöhen die Erträge bzw. die Ertragsstabilität und 
verbessern die Qualität und Lagerfähigkeit der Produkte. Wenn die Potentiale dieser Bewirt-
schaftungsform noch stärker genutzt werden besteht die Möglichkeit das Kosten-Nutzen-
Verhältnis der österreichischen Bio-Landwirtschaft noch substanziell zu verbessern. 
Schlussfolgerungen 
Die biologische Landwirtschaft beinhaltet von allen derzeit standardisierten Landwirtschafts-
systemen das höchste Potenzial, sich dem Ideal einer wirklich nachhaltigen und zukunftsfä-
higen Nahrungsmittelproduktion anzunähern. Die politischen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen müssen so gesetzt werden, dass die biologische Landwirtschaft in Öster-
reich in den nächsten Jahren dieses Potenzial zur vollen Entfaltung bringen kann. Dies führt 
letztendlich zu einer weiteren Steigerung des volkswirtschaftlichen Nutzens für die Gesell-
schaft. 
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Anhang: Fallbeispiele für externe Kosten der 
Landwirtschaft in der Trinkwasserversorgung 
 
 
Werner Müller, FiBL Österreich 
Zusammenfassung 
 
(Vor allem) die konventionelle Landwirtschaft verursacht Kontaminationen des Grundwas-
sers mit Nitrat/Nitrit, Pestiziden, Antibiotika und Hormone. Es wurden in diesem Anhang ex-
emplarisch, anhand von Einzelfallbeispielen, die durch diese Kontaminationen verursachten 
Mehrkosten erfasst, die in der folgenden Tabelle zusammenfassend dargestellt sind. 
 
 Mehrkosten in EUR Anmerkung, Beispiel 
Monitoring bei Belastun-
gen: 4 mal Jährlich statt 
einmal jährlich 
2. 400 EUR Für kleine Anlagen bei 10 Messpunk-
ten und 800 EUR je Untersuchung 
Errichtung neuer Brunnen 
und des dazugehörigen 
Leitungsnetzes  
1,85 Mio. EUR Bsp. Gemeinde Deutsch-Wagram 
Brunnen Stallingerfeld 
Anschluss an einen größe-
ren Wasserleitungsverband 
137.000 EUR Bsp. Potzneusiedl 
Errichtung eines Tiefen-
brunnens 
480.000 EUR Bsp. Gemeinde Matzen Errichtung 
eines Tiefenbrunnens 
Aufbereitungsanlage 4,3 Mio. EUR Bsp.: Denitrifikationsanlage Bisamberg 
von EVN Wasser 
Konsum Mineralwasser 4 
Personenhaushalt ohne 
PKW Fahrten 
1.164 EUR Berechnung auf Basis 2 Liter Mineral-
wasser pro Person und Tag (empfoh-
lener Trinkwasserkonsum) 
 
Die Umweltkosten der Landwirtschaft für das Trinkwasser werden einerseits über die Was-
serrechnung bzw. über Bundesförderung und Landesförderungen an die Konsumenten 
überwälzt. 
Für kleine Wasserversorgungsanlagen werden oft Ausnahmeregelungen bei Grenzwertüber-
schreitungen erteilt. Als Überwachungsmaßnahme wird eine häufigere Analyse des Trink-
wassers verordnet. Die erhöhten Kosten für eine Wasseraufbereitung scheinen in diesen 
Fällen nicht „zumutbar“. 
 
1. Trinkwasser in Österreich 
 










In Österreich ist die Wasserversorgung wie folgt aufgeteilt: (OGVW 2013a) 
Anzahl der Wasserversorgungsunternehmen:  
- rd. 1.900 kommunale Anlagen 
- rd. 165 Wasserverbände 
- rd. 3.400 Genossenschaften 
Trinkwasser wird in Österreich zu einem Drittel aus dem Grundwasser entnommen (OGVW 
2013a). Im Osten Österreichs Niederösterreich, Burgenland dürfte jedoch zu einem deutlich 
höheren  Anteil Trinkwasser aus dem Grundwasser entnommen werden. 







Für die Erfassung dieser Stoffe und regelmäßige Überwachung der Einhaltung der Grenz-
werte fallen jährlich Monitoringkosten an. Je Probe sind in etwa die in Tabelle 1 dargestellten  
Kosten von den Prüflabors angegeben. Die hier angegebenen Kosten sind jedoch nur ein 
Orientierungswert. Wasserversorger geben größere Untersuchungspakete in Auftrag und 
können dadurch Preisnachlässe erhalten. 
 
Tabelle 1: Kosten je Probe der Trinkwasseruntersuchung bei Abgabe von 100 Proben 
Stoff EUR Quelle 
Trinkwasservolluntersuchung nach Trinkwasserverordnung  830 IFUM 2013  
Nitrat und Nitrit mit Gutachten 17,50 IFUM 2013 
Pestizide Screening 315 UBA 2013 
Pestizide quantitativ bei 10 gefunden Pestiziden 135 UBA 2013 
Hormone 366 UBA 2013 
Antibiotika 420 UBA 2013 
 
Mit der Pestizidscreening-Methode werden 520 Pestizide bzw. Metaboliten im Wasser er-
fasst. Damit werden etwa 90 % der zugelassenen Substanzen erfasst (UBA 2013). 
Trinkwasser wird zurzeit nicht routinemäßig auf Antibiotika untersucht. (Eisenhut 2013). 
Grundwasser muss gemäß der Gewässerzustandsüberwachungsverordnung – GZÜV 
(BMLFUW 2013a) einmal pro Jahr überwacht werden. Bei Grenzwert Überschreitungen sind 
bis zu 4 Messungen pro Jahr vorgesehen (siehe §23 Absatz 3, Gewässerzustandsüberwa-
chungsverordnung, BMLFUW 2013a). 
 










Die Trinkwasserverordnung sieht in Abhängigkeit von der Größe der Wasserversorgungsan-
lage eine unterschiedliche Anzahl von Proben pro Jahr vor. Kleine Anlagen müssen mindes-
tens 1 Routineuntersuchung und 1 Volluntersuchung durchführen. Anlagen mit mehr als 
100.000 m³ abgegebenen Wasser pro Tag  müssen pro Jahr mindestens 37 Routineuntersu-
chung und 14 Volluntersuchungen durchführen. 
„Bei einer Überschreitung einer Nitratkonzentration von 25 mg/l und wenn ein Anstieg zu 
befürchten ist, hat eine zumindest vierteljährige Untersuchung des Wassers auf Nitrat zu 
erfolgen“, wenn nicht aufgrund der Größe der Wasserversorgungsanlage eine häufigere Un-
tersuchung vorgeschrieben ist. (Trinkwasserverordnung 2001 idgF., Anhang II, Teil B). Es 
entstehen durch eine Verunreinigung Mehrkosten um das 3fache. 
 Eine Messung kann über Probennahmen oder über Mess-Sonden erfolgen. Mess-Sonden 
werden insbesondre dort eingesetzt, wo eine erhöhte Gefährdung existiert und eine kontinu-
ierliche Überwachung mehr Sicherheit bietet. Die Mehrkosten für die Errichtung eines 
Grundwassersondennetzes wurden nicht erhoben. 
 
Fazit Kosten 
Belastungen aus der Landwirtschaft erhöhen die Monitoringkosten für kleine Wasserversor-
gungsanlagen um das 3fache. Für größere Anlagen entstehen keine erhöhten Monitoring-
kosten aus der Trinkwasserverordnung, solange keine Grenzwertüberschreitung im Rahmen 
des Grundwassermonitorings vorliegt. Ansonsten müssen statt einer vier Grundwasserana-
lysen durchgeführt werden. Zudem entstehen höhere Kosten durch die Errichtung eines 
Mess-Sonden Netzes, wie es zum Beispiel im Südlichen Wiener Becken aufgrund der Nitrat-
problematik errichtet wurde (Vogl 2010). 
 












3. Ersatzstrategien der Wasserversorger bei Kontamination des Grundwassers 
 
Um Trinkwasser entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen an den Verbraucher ab-
zugeben, gibt es folgende Ersatzstrategien der Wasserversorger bei Grenzwertüberschrei-
tung. (Herlicska 2010)  
• Mischung von belasteten mit weniger belasteten Wässern 
• Ausweichen (Schließung von Standorten) - Bau von neuen Brunnen 
• Erschließung von Tiefengrundwässer 
• Aufbereitungsanlagen 
Diese Ersatzstrategien verursachen Kosten. Es wurde versucht, einige dieser Kosten exem-
plarisch darzustellen. 
 
Ersatzstrategie 1: Mischen von belasteten mit unbelasteten Wässern 
Dies ist eine der kostengünstigsten Maßnahmen, die jedoch ein entsprechendes Leitungs-
netz vorausgesetzt. Bei kleinen Ortsnetzen besteht diese Option häufig nicht. Betreiber klei-
ner Ortsnetze müssen Im Falle einer Belastung des Grundwassers andere Maßnahmen er-
greifen, wie das Beispiel Potzneusiedl (siehe unten) zeigt. Neben den direkten erfassbaren 
Kosten ist diese Maßnahme aus Sicht der Verbraucher suboptimal, da sich die Inhaltsstoffe 
des Wassers nicht ändern! Es wird lediglich die Konzentration so verringert, dass sie den 
gesetzlichen Bestimmungen entspricht. Für viele VerbraucherInnen ist diese Ersatzmaß-
nahme unbefriedigend. 
 
 Ersatzstrategie 2: Ausweichen (Schließung von Standorten) - Bau von neuen 
Brunnen 
Ein gutes Beispiel liefert die Gemeinde Deutsch-Wagram in Niederösterreich. Dort musste 
aufgrund von Pestizidbelastungen mit dem Pestizidmetaboliten „Desphenylchloridazon“ der 
Brunnen „Fabrikstraße Brunnen I“ für die Trinkwasserversorgung gesperrt werden (Deutsch-
Wagram 2009a, Seite 7). Desphenylchloridazon ist ein Metabolit des Herbizids Chloridazon, 
das vorwiegend im Rübenbau eingesetzt wird. Da auch die anderen Brunnen des 1. Grund-
wasserhorizontes überhöhte Nitrat– bzw. Pestizidwerte aufwiesen, Grundwasser aus dem 2. 
Grundwasserhorizont in 60 Metern Tiefe beim Brunnen „Fabrikstraße Brunnen II“ auch be-
reits Pestizidrückstände nahe dem Grenzwert enthielt (siehe NUA 2010) und der Tiefenbrun-
nen in 154 Metern Tiefe offenbar nicht genug Schüttung aufweist wurde 2009 mit dem Bau 
eines weiteren Brunnens „Stallingerfeld“ begonnen, welcher 2013 in Betrieb genommen wur-
de. Die Gesamtkosten betrugen 1,85 Mio. EUR (Deutsch-Wagram 2013b). Ziel war es „den 














Tabelle 2: Übersicht der Brunnenanlagen in Deutsch-Wagram (NUA 2013) 
2013 Tiefe in 
Meter  
Nitratgehalt NO3 







Sportplatz Brunnen I 16,9 54 1985  
Sportplatz Brunnen II 154,5 < 1,0 1998  
Sportplatz Brunnen 3 
(Reserve) 
14,7 56 2003  
Fabrikstraße Brunnen I 
(von 2009 bis 2011 ge-
schlossen) 
20 71 1985  
Fabrikstraße Brunnen II 60 20 1989  
Brunnen „Stallingerfeld“  32 34 2013 1,85 Mio. EUR 
 
 
Tabelle 2 zeigt, dass in Deutsch-Wagram, die ersten beiden Brunnen (Sportplatz  Brunnen I 
und Fabrikstraße Brunnen II)  bis in eine Tiefe von 20 Metern gebaut wurden. Aufgrund der 
Nitratproblematik versuchte man mit Brunnen in 60 Metern und später in einer Tiefe von 154 
Meter das Problem zu lösen. Doch auch in den Tiefenbrunnen mit 60 Metern Tiefe sind 
Pestizidemetabolite verlagert worden (siehe Tabelle 3 und Tabelle 4).  
 
Tabelle 3: Brunnentiefe, Nitratgehalte und Pestizidwerte von 5 Brunnenanlagen in 
Deutsch-Wagram im Jahr 2010 (NUA 2010) 
2010 Brunnentiefe 




in µg/l  
Atrazin 





16,9 68 k.A. 0,10 0,21 
Sportplatz 
Brunnen II 








20 k.A. 0,3 <0,05 <0,05 
Fabrikstraße 
Brunnen II 
60 19 0,08   
Grenzwert   50 0,1 0,1 0,1 
 
Das NUA Gutachten vom 15.11.2010 (NUA 2010) weist ausdrücklich darauf hin, dass das 
Trinkwasser nur im „aktuellen Mischverhältnis und nach Aufbereitung“ den Anforderungen 
der Trinkwasserverordnung (304.Verordnung 2001 idgF) entspricht. Ebenfalls wird ange-
merkt: „Das Wasser des nicht genutzten Brunnens I Fabrikstraße zeigte auch bei dieser Un-
 










tersuchung erhöhte Gehalte an Desphenylchloridazon und darf daher für Trinkwasserversor-
gung ohne entsprechende Aufbereitung (z.B. Aktivkohlefilter) nicht herangezogen werden.“ 
(NUA 2010, S. 10). 
Das Problem der Grenzwertüberschreitung für den Metaboliten des Pestizids Desphenylchlo-
ridazon wurde für Deutsch-Wagram und wahrscheinlich für viele andere Gemeinden durch 
eine Anhebung des Grenzwertes seitens des Bundesministeriums für Gesundheit gelöst. Mit 
dem Erlass (BMG-7521/0010-II/B/13/2010 des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
26.11.2010) wurde der „Aktionswert“ (Grenzwert) für Desphenylchloridazon (Chloridazon-
desphenyl) um das 30 fache (3.000 %) von 0,1 µg/l auf 3µg/l angehoben. Somit war Wasser 
aus dem Brunnen „Fabrikstraße Brunnen I“ ab 2011 verkehrsfähig, obwohl die Belastung von 
0,3 µg/l im Jahr 2010 auf 0,4 µg/l im Jahr2011 angestiegen ist. Die Belastung mit Desphe-
nylchloridazon stieg auch im Brunnen des 2. Grundwasserhorizontes Fabrikstraße Brunnen 
II. Lag der Wert mit 0,08 µg/l 2010 noch knapp unterhalb des Grenzwertes von 2010, so lag 
die Belastung mit 0,12 µg/l im Jahr 2011 schon oberhalb des Grenzwertes (Aktionswertes) 
des Jahres 2010. Im Jahr 2011 galt jedoch ein anderer Grenzwert und so war auch dieses 
Wasser verkehrsfähig. Angemerkt sei, dass nach der Wasseraufbereitung keine Belastung 
mit Desphenylchloridazon nachweisbar war. (NUA 2011). Insofern wäre auch mit dem nied-
rigeren Grenzwert des Jahres 2010 das aufbereitete Wasser aus Fabrikstraße Brunnen II 
verkehrsfähig gewesen. 
 
Tabelle 4: Brunnentiefe, Nitratgehalte und Pestizidwerte von 5 Brunnenanlagen in 














Sportplatz Brunnen I 16,9 64  0,07 0,08 
Sportplatz Brunnen 
II 
154,5 <1,0    
Sportplatz Brunnen 
3 (Reserve) 
14,7 56  0,11 0,10 
Fabrikstraße Brun-
nen I  
20 79 0,4 <0,05 <0,05 
Fabrikstraße Brun-
nen II 
60 17 0,12   
Grenzwert  50 3 0,1 0,1 
 
Der Brunnen Stallingerfeld befindet sich im Abstrom der Versickerungsanlage aus dem 
Marchfeldkanal, und weist dadurch geringere Nitratgehalte auf als jene Brunnen die Wasser 
vom 1. Grundwasserhorizont (in Deutsch-Wagram 14,7 bis 20 Meter Tiefe) entnehmen. Die 
Gesamtkosten für den  Neubau des Brunnens Stallingerfeld,  Trinkwasseraufbereitungsanla-
ge und Tiefbehälter werden mit 1,85 Mio. EUR angegeben (Deutsch-Wagram 2013). Eine 
Tiefenbrunnenbohrung oder eine weitere Wasseraufbereitungsanlage hätte höhere Kosten 
verursacht, wie der Gemeindehomepage zu entnehmen ist. 
 










„Durch die Nutzung der örtlichen Möglichkeiten (Verschneiden von Marchfeldkanalwasser 
mit dem anstehenden Grundwasser des 1. Grundwasserhorizontes) konnte eine sehr kos-
tengünstige und zukunftsweisende Trinkwasserversorgungsanlage errichtet werden, da we-
der teure Aufbereitungsmaßnahmen für Nitratreduzierung und Enthärtung noch Tiefbohrun-
gen zur Wassergewinnung erforderlich waren“ (Deutsch-Wagram 2013b). 
 
Anschluss an größere Wasserleitungsverbände mit entsprechenden 
Kosten für neue Leitungsnetze 
Der Anschluss an größere Leitungsverbände ist oftmals die einzige langfristig sinnvolle Er-
satzmaßnahme, um  die Wasserqualität für kleinere Wasserverbände zu sichern. Dies ist 
jedoch mit Kosten verbunden, wie das Beispiel Potzneusiedl im Nord Burgenland zeigt. Hier 
wurden Anschlusskosten an das Netz der EVN Wasser bzw. Wasserleitungsverband Nord-
burgenland und deren Auswirkung auf den Wasserpreis der Gemeinde aufgeschlüsselt. Die 
Kosten einer Aufbereitungsanlage wurden in dieser Gemeinde ebenfalls analysiert, dies wä-
re jedoch mit noch höheren Kosten verbunden gewesen. 
Die Gemeinde Potzneusiedl hat sehr übersichtlich die verschiedenen Varianten zur Verbes-
serung der Wasserqualität analysiert. Der Anschluss an den Wasserleitungsverband Nord-




Abbildung 2: Kostenrechnung für den Anschluss eines kleinen Wasserversorgungs-
unternehmens an einen größeren Wasserleitungsverband und andere Optionen zur 
Wasserreinhaltung und deren Kosten(Potzneusiedl 2012) 
 
Ersatzstrategie 3: Erschließung von Tiefengrundwässer 
Neben einer Denitrifikationsanlage wird in vielen Fällen versucht auch tiefer liegende Grund-
wasserhorizonte zu erschließen. Dies hat neben des praktisch nicht vorhandenen Nitratge-
 





















haltes (siehe oben Tabelle 2, Tiefenbrunnen Sportplatz II) auch den Vorteil, dass neue Was-
serressourcen für das Wachstum einer Gemeinde erschlossen werden können. 
In Deutsch-Wagram werden Kosten für die beiden 1999 fertig gestellten Tiefbrunnen (BA 03 
und BA 04) Sportplatz und Fabrikstraße samt Aufbereitungsanlagen mit 2 Mio. Euro kolpor-
tiert (Bloms 2009).  
Die Wasserversorgung der Katastralgemeinden Matzen und Raggendorf erfolgte über zwei 
Tiefbrunnen, den 50 m tiefen Brunnen 3 und den 170 m tiefen Brunnen 4. Der Brunnen 3 
wurde in den Jahren 1971 und 1972 und der Brunnen 4 in den Jahren 1977 und 1978 errich-
tet. (Über Brunnen 1 und Brunnen 2 gibt es keinen Hinweis, diese wurden offenbar stillge-
legt.) Die Gemeinde Matzen errichtete 2007 einen weiteren Tiefbrunnen 5 mit einer Tiefe von 
151,7 m. Es entstanden Kosten inklusive der notwendigen Adaptierungen im Leitungsnetz in 
der Höhe von 470.000 EUR (Matzen 2007). Eine deutlich kostengünstigere Wasserversor-
gung über einen Normalbrunnen aus dem 1. Grundwasserhorizonte wurde nicht in Betracht 
gezogen. Möglicherweise könnten Probleme mit der Trinkwasserqualität des 1. Grundwas-
serhorizontes hierbei eine Rolle gespielt haben. Dieser Schluss liegt nahe, wenn man die 
Ausführungen der Gemeinde zur Altersbestimmung des Wassers aus dem Tiefenbrunnen 
liest. Die Gemeinde Matzen hat vor dem Bau des  Tiefenbrunnens 5 im Jahr 2007, das Was-
ser des Tiefenbrunnens 4 untersuchen lassen und ist zu folgendem Ergebnis gekommen: 
Zitat Anfang: „Es wurde daher auch eine Altersbestimmung des aus dem Brunnen 4 gewon-
nenen Grundwassers durchgeführt. Diese Altersbestimmung hat ergeben, dass das Wasser 
älter als 100 Jahre und jünger als 10.000 Jahre ist. Das Wasser ist demnach viel jünger als 
die Schichten, in welchen es auftritt (diese sind etwa 7 bis 9 Millionen Jahre alt) und muss 
daher zufließen. Andererseits ist dieses zufließende Wasser derart alt, dass es noch 
nicht durch Düngemittel und andere für das Grundwasser schädlichen Stoffe beein-
flusst sein kann. Es konnte daher die "Nachhaltigkeit des Grundwasservorkommens" nach-
gewiesen werden. Das heißt, dass genauso viel Wasser dem Grundwasserkörper zuströmt, 
wie entnommen wird.“ (Matzen 2009) Zitat Ende. 
Dieses Zitat zeigt deutlich, dass im Grunde nur „altes“ Wasser, das vor mehr als 100 Jahren 
in den Tiefengrundwasserkörper eingesickert ist, noch sauber ist. Mit den heutigen landwirt-
schaftlichen Methoden ist es offenbar nicht mehr möglich von „schädlichen Stoffen“  unbe-
lastetes Grundwasser zu erhalten. 
Wie lange es dauern wird, bis die heutigen landwirtschaftlichen Methoden zu Belastungen in 
Tiefengrundwässern führen ist schwer abzuschätzen. Erste Fragezeichen zu diesem Thema 
wirft der  Wassergütebericht 2011 auf.  
Zitat Anfang „Neben diesen naturbedingt erhöhten Konzentrationen wurden an zwei von 26 
österreichweit ausgewiesenen Tiefengrundwasser-Messstellen im Beobachtungszeitraum 
2008–2010 das bereits verbotene Pflanzenschutzmittel Atrazin und dessen Abbauprodukte 
Desethylatrazin und Desisopropylatrazin gemessen. Die gemessenen Konzentrationen lie-
gen dabei unter dem Grundwasserschwellenwert von 0,1 μg/l. An einer Messstelle dürften 
nach ersten Untersuchungen technische Probleme die Ursache für den Einfluss von ober-
flächennahem Grundwasser sein, die Messstelle zur Beobachtung des Tiefengrundwassers 
wurde inzwischen getauscht. In einem zweiten Fall ist eine Verwechslung der Messstelle bei 
der Probenahme nicht auszuschließen, eine vollständige Klärung ist noch ausständig.“ Zitat 
Ende (BMLFUW und Umweltbundesamt 2012, S.54) Im Wassergütebericht 2012 findet sich 
 










kein Hinweis, auf die Klärung dieser Frage. Es wurde jedoch auch keine Pestizidbelastung 
im Tiefengrundwasser jedoch eine andere Belastung im Tiefengrundwasser dokumentiert. 
„Für eine Messtelle waren mehrfach Überschreitungen des Grenzwertes für Orthophosphat 
zu verzeichnen. Dieser Parameter ist untypisch für Tiefengrundwässer und deutet auf einen 
oberflächigen landwirtschaftlichen Einfluss hin. Eine genaue Abklärung der Herkunft der Or-
thophosphats ist im Gange. (BMLFUW und Umweltbundeamt 2012, S. 59) 
 
Ersatzstrategie 4: Aufbereitungsanlagen 
Es gibt jeweils unterschiedliche Aufbereitungsanlagen, die für die jeweils spezifischen Prob-
leme (Nitrat, Pestizide) errichtet werden. Am häufigsten kommen Aufbereitungsanlagen zum 
Einsatz, die den Gehalt von Nitrat verringern. Membrananlagen können neben Nitrat zu ei-
nem geringen Teil auch Pestizide verringern.  
Der Einsatz einer Aufbereitungsanlage ist eine sehr kostspielige Form um die Wasserqualität 
anzuheben. Wie das Beispiel der Aufbereitungsanlage der EVN Bisamberg zeigt.  
1994 wurde eine „insitu Denitrifikationsanlage“ errichtet, die jedoch nur 18 Jahre bis 2011 im 
Einsatz war. 
2013 wurde der Bau einer Membrananlage mit Umkehrosmose und Aktivkohlefiltern gestar-
tet, um einerseits die „Trägheit“ der alten Anlage zu verringern und andererseits die Be-
triebskosten zu senken. Über die Nutzungsdauer wurden keine Angaben gemacht. 
Tabelle 5: Kosten der  Aufbereitungsanlage im Wasserwerk Bisamberg (OVGW 2012) 
Errichtungskosten 4.000.000 EUR 
Betriebskosten je m³ 0,2 – 0,25 EUR/m³ 
Zusätzlicher Energieeinsatz 0,5 kWh/m³ 
Einwohner 50.000 
 
Drei von sieben Aufbereitungsanlagen die von der EVN Wasser betrieben werden, sind auf-
grund Verunreinigungen von Nitrat und Pflanzenschutzmitteln in Betrieb. Die restlichen vier 
Aufbereitungsanlagen sind geogen bedingt (Mangan und Eisen) im Einsatz (OVGW 2012). 
EVN Wasser versorgt 500.000 Einwohner Niederösterreichs mit Trinkwasser und hat da-
durch die Möglichkeit die hohen Kosten der Anlagen auf viele Verbraucher umzuschlagen. 
Für kleinere Membrananlagen mit Umkehrosmose werden Kosten von 200.000 EUR und 
eine Nutzungsdauer von 20 Jahren angegeben (siehe Abbildung 1)(Potzneusiedel 2012). 
 
Wer trägt die Kosten  
Der Bürger finanziert indirekt über Steuern oder direkt über die Wassergebühren die Mehr-
kosten, die aus der Belastung des Trinkwassers durch die Landwirtschaft entstehen. 
Für den 2013 neu errichteten Brunnen Stallingerfeld (Gemeinde Deutsch-Wagram) wurde 
die Kostenverteilung wie folgt angegeben: 
 










1,85 Mio. Gesamtinvestition, 92.500 (5 %) Förderung Land Niederösterreich, 277.500 (15%) 
Bundesförderung, die restlichen 80 % werden von der Gemeinde Deutsch-Wagram getragen 
(Deutsch-Wagram 2013a). 
Eine Erhöhung der Wassergebühren in der Gemeinde Deutsch-Wagram erfolgte per 
1.1.2010 in der Gemeinderatssitzung vom 10.12.2009. Die Grundgebühr wurde für 1m³ 
Wasser mit 1,36 EUR statt bisher 1,17 EUR festgelegt. Das ist eine Erhöhung um 16,24 %. 
Die Bereitstellungsgebühren wurden um 18,71 %, die Anschlussabgabe von 8,60 auf 10,79 
EUR (25,47 %) erhöht (Deutsch-Wagram 2009b). 
Im Dezember 2005 – als die Planungen für den neuen Brunnen Stallingerfeld bereits gestar-
tet wurden, wurde per 1.1.2006 eine Erhöhung der Wassergebühren durchgeführt, dass 
Ausmaß der Erhöhung konnte anhand der Gemeinderatsprotokolle nicht ermittelt werden. 
Laut einem Blogbeitrag wurden die Gebühren um 27,12, % erhöht. 
Eine Bezugsgröße ergibt sich auf folgendem Zitat: „Die Grundgebühr für einen Kubikmeter 
Wasser wurde vom Gemeinderat letztmalig in der Wasserabgabenordnung vom 12. Dezem-
ber 2000 (Wirksamkeit 1. Jänner 2001) mit € 0,92/m3 (S 12,60) festgelegt. 
http://www.buh.at/forum/index.php?id=471“ Zitat Ende 
Im Zeitraum vom 1.1. 2001 bis 1.1. 2010 wurde die Wassergebühren in Deutsch-Wagram 
also um 47,83 % erhöht. 
„Laut ÖVGW-Statistik lag im Jahr 2011 der Haushaltswasserpreis bei durchschnittlich 1,20 € 
pro Kubikmeter“ (OGVW 2013a) 
In der Gemeinde Matzen werden die Gesamtkosten für den Tiefenbrunnen 5 mit 470.000 
EUR angegeben. Davon wurde für 300.000 EUR ein Kredit aufgenommen, 85.000 EUR stel-
len Förderungen von Bund und Land dar. Die restlichen 85.000 EUR stammen aus „Eigen-
mittel der Gemeinde (bzw. einer weiteren Darlehensaufnahme)“ (Matzen 2007, S. 3). 
 
4. Ersatzstrategien der VerbraucherInnen 
 
Neben den Wasserleitungsverbänden streben auch die betroffenen Einwohner Ersatzstrate-
gien an. 
• Kauf von Mineralwässern und damit verbundene 
• PKW Transporte 
Durchschnittlich verbraucht jede Person in Österreich 51 m³ Wasser/Jahr. Hiervon ist jedoch 
nur ein geringer Teil Trinkwasser. Ein großer Teil wird in der Industrie als Brauchwasser ver-
braucht. 
„Der durchschnittliche Verbrauch (ohne Einbeziehung von Gewerbe, Industrie oder Groß-
verbrauchern) liegt bei etwa 130 Litern pro Tag und Person. Ein 4 Personen - Haushalt be-
nötigt durchschnittlich etwa 200 Kubikmeter Trinkwasser im Jahr“ (OVGW 2013). 
Im Vergleich zum Trinkwasser ist die Versorgung mit Mineralwasser eine recht teure Ersatz-
strategie. Pro Person wird Wasserzufuhr durch Getränke von mindestens 1,5 bis 2 Liter pro 
Tag empfohlen (http://www.wasserleitungsverband.at/index.php?id=543). 
 










0,0012 EUR/Liter kostet ein Liter Leitungswasser im Durchschnitt (OGVW 2013a). Ein Liter 
Mineralwasser kostet 0,33 und 0,79 EUR (eigene Marktbeobachtung 2013) je Liter. Bei 0,4 
EUR je Liter einstehen gemessen am Durchschnittswasserpreis von 0,0012 EUR/Liter 
0,3988 EUR Mehrkosten pro Liter. Bei einem Verbrauch von 2 Liter Mineralwasser pro Per-
son und Tag (730 Liter/Jahr) entstehen für einen 4 Personen Haushalt Mehrkosten in der 
Höhe 1164,50 EUR. Mehrkosten durch PKW Transport sind in dieser Rechnung nicht be-
rücksichtigt. 




Neben den oben genannten Maßnahmen versuchen Wasserversorger, Wasserschongebiete 
bei den Landesbehörden durchzusetzen. Es ist dies eine der wenigen vorsorgeorientierte 
Maßnahmen, die den Wasserversorgern Kosten erspart. 
Es gibt zahlreiche Grundwasserschongebiete. In vielen von diesen ist die Ausbringung von 
Pflanzenschutzmitteln untersagt oder eingeschränkt, oder es gibt Obergrenzen für Massen-
tierhaltungen 
• Pflanzenschutzmitteln untersagt z.B.: Verordnung des Landeshauptmannes von 
Oberösterreich vom 3. September 1997 zum Schutz der Grundwasservorkommen im 
Weilhartsforst ("Grundwasserschongebiet Weilhartsforst") 
In manchen Fällen wurde das Verbot bzw. die Einschränkung für die Verwendung von Pflan-
zenschutzmitteln wieder aufgehoben, womöglich durch die Erhöhung der Grenzwerte durch 
den Erlass  BMG-7521/0010-II/B/13/2010 des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
26.11.2010). 
• Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 23. Mai 1967, betreffend 
die Festlegung eines Grundwasserschongebietes in Neufeld an der Leitha (bis 
23.01.2012 in Kraft)  
Auch wenn Pestizide etwas aus dem Fokus von manchen Grundwasserschongebietsverord-
nungen gefallen sind, so liegt nach wie vor der Fokus  auf die Verringerung von Belastungen 
mit Nitrat, Hormonen und Antibiotika Rückständen aus der Intensiv-Tierhaltung. 
• Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 17. Jänner 2012, mit der 
das Schongebiet Neufeld an der Leitha zur Sicherung der Wasserversorgung und 
zum Schutze der Wasserversorgungsanlagen des Wasserleitungsverbandes Nördli-
ches Burgenland bestimmt wird (Schongebietsverordnung Neufeld an der Leitha 
2011) Zitat Anfang: „Verbot von Tierhaltung mit mehr als 40.000 Legehennenplätze 
1400 Mastschweine. Bewilligung ab 10.000 Legehennen und 350 Mastweinplätze. 
Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 23. Mai 2011, mit der das 
Schongebiet Purbach am Neusiedler See zur Sicherung der Wasserversorgung und 
zum Schutze der Wasserversorgungsanlagen des Wasserleitungsverbandes Nördli-
ches Burgenland bestimmt wird“ Zitat Ende. 
 
 










6. Grundwassersanierungsgebiete - voraussichtliche Maßnahmengebiete 
 
Anzahl der Grundwassersanierungsgebiete - voraussichtliche Maßnah-
mengebiete 
Früher hießen belastete Grundwasserkörper „Grundwassersanierungsgebiete“, die aktuelle 
Bezeichnung von belasteten Grundwasserkörpern ist „voraussichtliches Maßnahmengebiet“ 
(Wasserrechtsgesetz 1959 idgF). 
Im Zeitraum 2009–2011 sind sechs Grundwasserkörper mit einer Gesamtfläche von 3.964 
km² als „voraussichtliche Maßnahmengebiete“ für Nitrat  sowie sechs Grundwasserkörper 
mit einer Fläche von 3.424 km² als „Beobachtungsgebiete“ ausgewiesen (BMLFUW und 
Umweltbundesamt 2011, BMLFUW und Umweltbundesamt 2012).  
 
Tabelle 6: Entwicklung der Beobachtungsgebiete und voraussichtliche Maßnahmen-







2007-2009 11 3 
2008-2010 7 5 
2009 -2011 6 6 
 
Maßnahmen in Grundwassersanierungsgebieten 
In „voraussichtlichen Maßnahmengebieten“ kann der Landeshauptmann in einem ersten 
Schritt freiwillige Maßnahmen und später verpflichtende Maßnahmen anordnen ($33f Pro-
gramm zur Verbesserung der Qualität von Grundwasser, Wasserrechtsgesetz 1959 idgF) 
Im Land Niederösterreich findet sich folgender Hinweis: Zitat Anfang:“ In weiten Teilen Nie-
derösterreichs kann das Grundwasser ohne aufwendige Aufbereitungsmaßnahmen als 
Trinkwasser verwendet werden. Nur die Grundwassergebiete „Marchfeld" und „Südliches 
Wiener Becken - Ostrand" sind derzeit aufgrund von Nitratbelastungen als „voraussichtliche 
Maßnahmengebiete“ einzustufen.“ Zitat Ende (Land Niederösterreich 2013). 
Es gibt dazu keine weiteren Angaben, ob und welche Maßnahmen gesetzt worden sind. Eine 
Analyse der Gesetze und Verordnungen des Landes Niederösterreich sowohl über den öf-
fentlichen Register Auszug der NÖ Landesgesetzte und Verordnungen (Land Niederöster-
reich 2013c) sowie einer Online Abfrage der Landesgesetze von Niederösterreich über 
http://www.ris.bka.gv.at/Lr-Niederoesterreich/ abgefragt am 14.11.2013) ergab keinen Hin-
weis auf verordnete Maßnahmen für diese beiden „voraussichtliche Maßnahmengebiete“.  
In Oberösterreich findet sich eine Verordnung für die Grundwasserkörper Traun-Enns-Platte 
als Beobachtungsgebiet, wobei dieser Verordnung außer der konkreten Beobachtung und 
 










räumlichen Abgrenzung keine konkreten Maßnahmen zu entnehmen ist (Land Oberöster-
reich 2013). 
 
Kosten von Grundwassersanierungsgebieten 
Da es offenbar in Niederösterreich keine verordneten Maßnahmen für die beiden „voraus-
sichtlichen Maßnahmengebiete“ „Marchfeld" und „Südliches Wiener Becken – Ostrand“ gibt, 
in Oberösterreich aus der Verordnung kein konkreten Maßnahmen ableitbar sind, ist es auch 
nicht möglich Kosten, die durch die Belastung dieser Grundwasserkörper entstehen, abzu-
schätzen. Für diese Darstellung von Fallbeispielen wurden nicht alle Länder untersucht. So-
mit kann für andere Bundesländer keine Aussage getroffen werden. 
 
7. Indirekte Maßnahmen nicht nur auf Grundwassersanierungsgebiete be-
schränkt 
Im Wassergüte Bericht 2012 (BMLFUW und Umweltbundesamt 2012, S. 59) wird auf zahl-
reiche Maßnahmen wie  
• Aktionsprogramm Nitrat 2012 
• ÖPUL 
• Der Erste Nationale Aktionsplan betreffend Pflanzenschutzmittel, und  
• Schongebietsverordnungen zum Schutz des Grundwassers  
hingewiesen.  
Es handelt sich um allgemeine Maßnahmen, die nicht spezifisch auf Grundwassersanie-
rungsgebiete ausgerichtet sind. Auch die erwähnten Schongebietsverordnungen beziehen 
sich nicht auf die Grundwassersanierungsgebiete sondern auf den Einzugsbereich von 
Trinkwasserbrunnen und sind somit räumlich deutlich kleiner als die betroffenen Grundwas-
serkörper gefasst. 
Als Grundlage für Maßnahmen wird seitens des Lebensministeriums auf das Programm Ge-
oPEARL-Austria hingewiesen. 
Zitat Anfang „Bei sachgerechter Anwendung prognostiziert „GeoPEARL-Austria: Austragspo-
tential von Pflanzenschutzmitteln in das Grundwasser“ bis auf wenige Ausnahmen (z. B. 
Atrazin) für sämtliche berechneten Wirkstoffe im grundwassernahen Sickerwasser Jahres-
mittelkonzentrationen unter dem Vorsorgegrenzwert von 0,1 μg/L. Im Gegensatz zu den 
Wirkstoffen prognostiziert GeoPEARL-Austria für viele der 212 berechneten Metaboliten bei 
ungünstigen Boden- und Witterungsbedingungen auch bei sachgerechter Anwendung des 
Wirkstoffes Jahresmittelkonzentrationen über 0,1 μg/L im grundwassernahen Sickerwasser 
(z. B. Metaboliten von Atrazin, Dichlobenil, Tolylfluanid, Flurtamon, Metazachlor, s-
Metolachlor und Chloridazon). Als effizienteste Maßnahmen zur Reduzierung des Aus-
trages über das Sickerwasser in das Grundwasser werden v. a. die Reduktion der Auf-
wandmenge bzw. Reduktion der Anwendungshäufigkeit sowie eine Lenkung auf 
Standorte mit geringem Austragsrisiko genannt.“ Zitat Ende (Lebensministerium 2013). 
8. Gebiete mit Nitrat und Pestizidbelastung 
Einen Überblick über die Belastung mit Nitrat und Atrazin sowie seinen Metaboliten geben 
folgende Abbildungen aus dem Wassergütebericht 2011. 
 
Abbildung 3: Auswertung der Grundwassermessstellen für Wien, Niederösterreich 
und Oberösterreich für Nitrat (BMLUW und Umweltbundesamt  2011)  
 











Abbildung 4: Auswertung der Grundwassermessstellen für Wien, Niederösterreich 
und Oberösterreich für Desethylatrazin  (BMLUW und Umweltbundesamt  2011) 
 
 






















9. Ausnahmegenehmigungen für Wasserversorgungsanlagen aufgrund von 
Nitrat und Pestizidbelastungen 
Für zahlreiche Wasserversorgungsanlagen gibt es Ausnahmegenehmigungen, da die ge-
setzlichen Aktionswerte - Grenzwerte nicht eingehalten werden können -wie der Trinkwas-
serbericht 2008-2010 zeigt (BMG 2013). Im Jahr 2010 mussten  für größere Wasserversor-
gungsanlagen nur 5 Ausnahmegenehmigungen erteilt werden siehe Abbildung 3) (BMG 
2013, S. 45). Für kleine Wasserversorgungsanlagen mussten im selben Zeitraum (2010) in 
Niederösterreich 51 und in Oberösterreich 59 Ausnahmegenehmigungen erteilt werden 
















Abbildung 5: Jahresüberblick 2010 über Ausnahmegenehmigungen – Angaben zu Wasserver-
sorgungsanlagen (WVA), die weniger als 5.000 Einwohner versorgen bzw. aus denen weniger 
als 1.000 m³ Wasser pro Tag im Durchschnitt entnommen werden (WVA klein) (BMG 2013, S. 
66 ) 
 Abbildung 6: Jahresüberblick 2010 über Ausnahmegenehmigungen – Angaben zu 
Wasserversorgungsanlagen (WVA), die mehr als 5.000 Einwohner versorgen bzw. aus 
denen mehr als 1.000 m³ Wasser pro Tag im Durchschnitt entnommen werden (WVA 
groß) (BMG 2013, S. 45) 
 
10. ÖffentlichtkeitsarbeitDie Wasserversorger stehen vor einem Dilemma. Sie sollen einer-
seits einwandfreies Wasser an die VerbraucherInnen kostengünstig abgeben, haben ande-
rerseits keinen Einfluss auf jene Faktoren, die die Qualität des Wassers bedrohen und die 
Kosten erhöhen.  
Viele Wasserversorger versuchen durch vermehrte Öffentlichkeitsarbeit auf die Notwendig-
keit eines vorbeugenden Wasserschutzes aufmerksam zu machen. So versucht z.B. der 
WLV Nordburgenland durch Presseaussendungen und Petitionen den Bau von Massentier-
haltung zu verhindern, wie folgendes Zitat zeigt 
 





















Zitat Anfang:„Gegen Massentierhaltung und zum Schutz unseres Trinkwassers. Die Le-
bensqualität und die Versorgung der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser muss Vor-
rang vor der industriellen Fleischproduktion haben. Eine Intensivierung der Bewirtschaftung 
der betroffenen Flächen durch Schweinemassenzuchtbetriebe, führt zu einer vermehrten 
Gülleaufbringung und damit auch zu einer steigenden Belastung mit Antibiotika, hormonakti-
ven Substanzen und einem erhöhten Pestizideinsatz. Besonders beunruhigt ist man von Sei-
ten der Wasserversorger aufgrund der Tatsache, dass der Grundwasserspiegel im betroffe-
nen Gebiet lediglich 1,5 m unter dem Bodenniveau liegt. Somit ist diese Region aus Sicht der 
Grundwasserverhältnisse als besonders sensibel einzustufen. Sowohl die Anlagen selbst 
(Güllekanäle und -lagunen), als auch Gülleausbringungen stellen eine Gefahr für die Trink-
wasserressourcen für über 200.000 Menschen dar, da diese im direkten Zustrombereich zu 
wichtigen Brunnenanlagen in NÖ und Bgld. liegen. Entgegen aller bagatellisierenden Aussa-
gen von Seiten der Landwirtschaft wurde bei mehreren dieser Anlagen bereits ein steigender 
Nitratgehalt verzeichnet. In weiterer Folge ist auch eine Verunreinigung im Bereich der an-
grenzenden Mitterndorfer Senke, dem größten Grundwasservorkommen Mitteleuropas, zu 
befürchten“) Zitat Ende (WLV Nordburgenland 2013). 
 
11. Fazit Externe Kosten der Trinkwasserbelastung durch die 
Landwirtschaft.  
Es bestehen Belastungen der Grundwasserkörper mit Nitrat und anderen Stoffen der Land-
wirtschaft. Daneben zeigt auch das Programm GeoPEARL-Austria Handlungsbedarf auf. 
Viele kleine Wasserversorgungsanlagen, können wohl aus Kostengründen (technisch be-
stünde ja die Möglichkeit) keine Wasseraufbereitung durchführen, wohl deswegen wurden 
und werden zahlreiche Ausnahmeregelungen trotz Überschreitung der Grenzwerte (Aktions-
werte) erteilt: "Grenzwertüberschreitung durch anthropogene Einträge wie z.B. intensive 
Landwirtschaft, ortsübliche Wasserversorgung nicht auf andere zumutbare Weise si-
cherstellbar" (BMG 2013). Es sind jedoch nicht nur kleinere Wasserversorgungsanlagen, die 
durch die „intensive Landwirtschaft“ bedroht sind. Auch größere Wasserleitungsverbände, 
wie der Wasserleitungsverband Nordburgenland sehen ihr Trinkwasser, durch den Einsatz 
von beispielsweise „Massentierhaltungen“ in Gefahr.  
Für viele der Probleme im Trinkwasser bietet der biologische Landbau ein deutliches Ver-
besserungspotential auf. Der im Programm GeoPEARL aufgezeigte Handlungsbedarf sowie 
kostspielige Belastungen des Grund- bzw. Trinkwassers durch Pestizide könnten vollständig 
durch die Umstellung auf biologische Landwirtschaft gelöst werden. Bei vorsorgeorientierten 
Maßnahmen, wie sie die Wasserleitungsverbände bereits anstreben, könnte der biologische 
Landbau einen wesentlichen Beitrag zur Kostenreduktion im Bereich Trinkwasser leisten. 
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